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A. Problem 

Auf der Konferenz der VN für Umwelt und Entwicklung im Juni 
1992 in Rio de Janeiro haben 178 Staaten auf den dringen

-

den Handlungsbedarf zur Rettung der Erde hingewiesen und 
grundlegende Vereinbarungen zur Förderung einer nachhalti

-

gen Entwicklung (darunter das Aktionsprogramm Agenda 21) 
getroffen. Fünf Jahre nach Rio ziehen die VN auf der Sonder-
generalversammlung „Umwelt und Entwicklung" in New York 
Bilanz. 

Mit der Unterrichtung auf Drucksache 13/7954 legt die Bundes-
regierung aus Anlaß der Sondergeneralversammlung einen Zwi-
schenbericht vor, der die in Deutschland erreichten Fortschritte, 
aber auch den bestehenden Handlungsbedarf auf dem Weg zu 
einer nachhaltigen Entwicklung deutlich macht. 

Der Entschließungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU und· 
F.D.P. auf Drucksache 13/7253 bekräftigt die Notwendigkeit der 
Umsetzung der Agenda 21 auf nationaler und internationaler 
Ebene und enthält die Feststellung, daß die nachhaltige Entwick-
lung in Deutschland ressortübergreifend ein Leitbild politischen 
Handelns bildet. Die Bundesregierung wird u. a. aufgefordert, die 
im eigenen Bericht aufgezeigten Strategien einer nachhaltigen 
Entwicklung umzusetzen und weiterzuentwickeln. Insbesondere 
sei dem auch in Rio bekräftigten Gedanken einer Stärkung der 
Eigenverantwortung der nichtstaatlichen Akteure Rechnung zu 
tragen. 

Der Entschließungsantrag der Fraktion der SPD auf Drucksache 
13/7256 teilt die Einschätzung der besonderen Bedeutung einer 
Umsetzung der Agenda 21. Allerdings werden die bisherigen 
Maßnahmen der Bundesregierung auf nationaler und interna-
tionaler Ebene als unzureichend angesehen. Die Bundesregie-
rung soll deshalb u. a. aufgefordert werden, ihre Politik in Zu-
kunft am Ziel der dauerhaft sozial- und umweltgerechten Ent-
wicklung zu orientieren. Dazu sei u. a. ein nationales Nachhaltig

-

keitskonzept in Form eines „nationalen Umweltplans" zu erar-
beiten. 

Der Antrag der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. auf Druck-
sache 13/7106 betont die herausragende Bedeutung der kommen-
den Sondergeneralversammlung in New York für den in Rio be-
gonnenen Prozeß der Integration von Umwelt und Entwicklung 
und benennt eine Reihe von Zielen, die von der Bundesregierung 
bei dieser Konferenz vorrangig zu verfolgen seien. 

Der Antrag der Fraktion der SPD auf Drucksache 13/7679 stellt 
u. a. fest, daß die Beschlüsse von Rio nur wenig oder gar nicht in 
der nationalen und internationalen Energie-, Wirtschafts-, Ver-
kehrs-, Bau-, Agrar- und Forschungspolitik berücksichtigt worden 
seien. Die Bundesregierung soll deshalb aufgefordert werden, 
sich bei der Vorbereitung und auf der Sondersitzung der General-
versammlung der VN insbesondere für konkrete Maßnahmen zur 
Lösung der globalen Umwelt- und Entwicklungsprobleme einzu-
setzen und dabei eine Reihe näher bezeichneter Schwerpunkte 
besonders zu berücksichtigen. 
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B. Lösung 

Kenntnisnahme der Unterrichtung durch die Bundesregierung. 

Einvernehmen im Ausschuß 

Annahme des Entschließungsantrages und des Antrages der 
Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. bei gleichzeitiger Ableh-
nung des Entschließungsantrages und des Antrages der Fraktion 
der SPD. 

Mehrheitsentscheidung 

Der Ausschuß ist mehrheitlich der Auffassung, die Bundesregie-
rung habe die nachhaltige Entwicklung ressortübergreifend zum 
Leitbild ihres politschen Handelns gemacht. Die in den Anträgen 
der Fraktion der SPD geäußerte Kritik sei ungerechtfertigt. 

C. Alternativen 

Annahme des Entschließungsantrages und des Antrages der 
Fraktion der SPD bzw. des von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN im Ausschuß zur Abstimmung gestellten Antrages 
(s. Bericht). 

D. Kosten 

wurden nicht erörtert. 



Drucksache 13/7890 	Deutscher Bundestag -13. Wahlperiode 

Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. die Unterrichtung auf Drucksache 13/7054 zur Kenntnis zu 
nehmen, 

2. dem Entschließungsantrag auf Drucksache 13/7253 zuzustim-
men, 

3. den Entschließungsantrag der Fraktion der SPD auf Drucksache 
13/7256 abzulehnen, 

4. dem Antrag der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. auf Druck-
sache 13/7106 zuzustimmen, 

5. den Antrag der Fraktion der SPD auf Drucksache 13/7679 abzu-
lehnen. 

Bonn, den 4. Juni 1997 

Der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 

Hans Peter Schmitz (Baesweiler) 
Vorsitzender 

Dr. Peter Paziorek 
Berichterstatter 

Michaele Hustedt 
Berichterstatterin 

Michael Müller (Düsseldorf) 
Berichterstatter 

Birgit Homburger 
Berichterstatterin 
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Bericht der Abgeordneten Dr. Peter Paziorek, Michael Müller (Düsseldorf), 
Michaele Hustedt und Birgit Homburger 

I. 

Die Unterrichtung durch die Bundesregierung auf 
Drucksache 13/7054 sowie die Entschließungsan-
träge der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. auf 
Drucksache 13/7253 und der Fraktion der SPD auf 
Drucksache 13/7256 wurden in der 166. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 20. März 1997 zur feder-
führenden Beratung an den Ausschuß für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit sowie zur Mitbe-
ratung an  den Ausschuß für Wirtschaft, den Aus-
schuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, 
den Verteidigungsausschuß, den Ausschuß für Ge-
sundheit, den Ausschuß für Verkehr, den Ausschuß 
für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau, den 
Ausschuß für Bildung, Wissenschaft, Forschung, 
Technologie und Technikfolgenabschätzung, den 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit und· 
Entwicklung und den Ausschuß für Fremdenverkehr 
und Tourismus überwiesen. 

Der Antrag der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. 
auf Drucksache 13/7106 wurde in der gleichen Sit-
zung zur federführenden Beratung an den Ausschuß 
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit so

-

wie zur Mitberatung an den Auswärtigen Ausschuß, 
den Ausschuß für Wirtschaft, den Ausschuß für Er-
nährung, Landwirtschaft und Forsten, den Ausschuß 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung, den Ausschuß für Fremdenverkehr und Touris-
mus und den Haushaltsausschuß überwiesen. 

Der Antrag der Fraktion der SPD auf Drucksache 
13/7679 wurde in der 175. Sitzung des Deutschen 
Bundestages am 15. Mai 1997 zur federführenden 
Beratung an den Ausschuß für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit sowie zur Mitberatung an den 
Auswärtigen Ausschuß, den Ausschuß für Wi rtschaft, 
den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten, den Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung, 
den Ausschuß für Verkehr, den Ausschuß für Raum-
ordnung, Bauwesen und Städtebau, den Ausschuß 
Bildung, Wissenschaft, Forschung, Technologie und· 
Technikfolgenabschätzung, den Ausschuß für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung und· 
den Ausschuß für Fremdenverkehr und Tourismus 
überwiesen.  

Die mitberatenden Ausschüssen haben wie folgt 
votiert: 

Drucksache Drucksache Drucksache Drucksache Drucksache 
13/7054 13/7253 13/7256 13/7106 13/7679 

Auswärtiger Ausschuß / / / mehrheitliche mehrheitliche 
Zustimmung Ablehnung 

Ausschuß für Wirtschaft z. K. mehrheitliche mehrheitliche mehrheitliche mehrheitliche 
Zustimmung Ablehnung Zustimmung Ablehnung 

Ausschuß für Ernährung, z. K. mehrheitliche mehrheitliche mehrheitliche mehrheitliche 
Landwirtschaft und Forsten Zustimmung Ablehnung Zustimmung Ablehnung 

Ausschuß für Arbeit und / / / / mehrheitliche 
Sozialordnung Ablehnung 

Verteidigungsausschuß z. K. mehrheitliche mehrheitliche / / 
Zustimmung Ablehnung 

Ausschuß für Gesundheit Votum lag nicht vor / / 

Ausschuß für Verkehr z. K. mehrheitliche mehrheitliche / mehrheitliche 
Zustimmung Ablehnung Ablehnung 

Ausschuß für Raumordnung, z. K. mehrheitliche mehrheitliche / mehrheitliche 
Bauwesen und Städtebau Zustimmung Ablehnung Ablehnung 

Ausschuß für Bildung, z. K. Ablehnung Annahme / mehrheitliche 
Wissenschaft, Forschung, CDU/CSU + CDU/CSU - Ablehnung 
Technologie und F.D.P. 	+ F.D.P. 	- 
Technikfolgenabschätzung SPD 	- SPD 	+ 

Grüne 	- Grüne 	+ 
PDS 	- PDS 	+ 



Drucksache 13/7890 	Deutscher Bundestag -13. Wahlperiode 

Drucksache Drucksache Drucksache Drucksache Drucksache 
13/7054 13/7253 13/7256 13/7106 13/7679 

Ausschuß für wirtschaftliche z. K. mehrheitliche mehrheitliche mehrheitliche mehrheitliche 
Zusammenarbeit Zustimmung Ablehnung Zustimmung Ablehnung 
und Entwicklung 

Ausschuß für Fremden- z. K. mehrheitliche mehrheitliche mehrheitliche (s. u.) 
verkehr und Tourismus Zustimmung Ablehnung Zustimmung 

mit Änderung 
(s. u.) 

Haushaltsausschuß / / 
• 

/ mehrheitliche / 
Zustimmung 

Legende: z. K. = zur Kenntnis genommen 
+ = Zustimmung 
- = Ablehnung 

Der Ausschuß für Fremdenverkehr und Tourismus 
hat seine mehrheitliche Zustimmung zum Antrag auf 
Drucksache 13/7106 mit folgender Maßgabe ver-
sehen: 

Auf Seite 4 werden in der ersten Zeile des vorletzten 
Spiegelstrichs nach den Worten „wachsender Touri-
stenzahlen" die Worte „und insbesondere eines 
wachsenden internationalen Flugtourismus" einge-
fügt. 

Zum Antrag auf Drucksache 13/7679 wurde einstim-
mig bei Abwesenheit des Mitglieds der Gruppe der 
PDS wie folgt votiert: Annahme von Punkt II. 6 des 
Antrages bei gleichzeitigem Verzicht auf Beratung 
der anderen Punkte des Antrages. 

II. 

Auf der Konferenz der VN für Umwelt und Entwick-
lung im Juni 1992 in Rio de Janeiro haben 178 Staa-
ten auf den dringenden Handlungsbedarf zur 
Rettung der Erde hingewiesen und grundlegende 
Vereinbarungen zur Förderung einer nachhaltigen 
Entwicklung (darunter das Aktionsprogramm Agen-
da 21) getroffen. Fünf Jahre nach Rio ziehen die VN 
auf der Sondergeneralversammlung „Umwelt und 
Entwicklung" in New York Bilanz. 

Der Bericht der Bundesregierung enthält in einem 
Grundlagenteil generelle Ausführungen zum Leit-
bild der nachhaltigen Entwicklung vor dem Hin-
tergrund der geänderten Rahmenbedingungen in 
Deutschland, in Europa und weltweit. In Teil B. wird 
eine Zwischenbilanz zum Stand. des Umweltschutzes 
in Deutschland seit 1992 gezogen. In Teil C. werden 
Strategien einzelner Fachpolitiken wie Wi rtschaft, 
Energie, Verkehr, Landwirtschaft, Entwicklungszu-
sammenarbeit etc. zur Verwirklichung einer nachhal-
tigen Entwicklung aufgezeigt. Der Bericht knüpft an 
den für die VN-Konferenz für Umwelt und Entwick-
lung 1992 erstellten Nationalbericht „Umweltschutz 
in Deutschland" an. 

Der Entschließungsantrag der Fraktionen der CDU/

-

CSU und F.D.P. auf Drucksache 13/7253 enthält zu

-

nächst die Feststellung, daß die Umsetzung der 

Agenda 21 national und international zu den vor-
dringlichen Aufgaben gehört, um gerechte Entwick-
lungschancen für heutige und künftige Genera tionen 
zu sichern. In Deutschland sei die nachhaltige Ent-
wicklung Leitbild politischen Handelns. Der von der 
Bundesregierung vorgelegte Bericht „Auf dem Weg 
zu einer nachhaltigen Entwicklung in Deutschland" 
mache deutlich, daß das Postulat der Nachhaltigkeit 
nicht nur die spezifische Umweltpolitik der Bundes-
regierung präge, sondern auch in allen anderen Poli-
tikbereichen als Ziel verankert sei und die Hand-
lungsstrategien bestimme. 

Mit Teil drei des Entschließungsantrags soll die Bun

-

desregierung u. a. aufgefordert werden, die in ihrem 
Bericht aufgezeigten Strategien einer nachhaltigen 
Entwicklung umzusetzen und weiterzuentwickeln, 
den eingeleiteten Dialogprozeß „Schritte zu einer 
nachhaltigen, umweltgerechten Entwicklung" fo rt

-zusetzen, um dem auch in Rio bekräftigten Gedan-
ken einer Stärkung der Eigenverantwortung der 
nichtstaatlichen Akteure Rechnung zu tragen, und 
sich dafür einzusetzen, daß in der internationalen Zu-
sammenarbeit auf allen Ebenen die Weichen für eine 
nachhaltige Entwicklung im Sinne der Agenda 21 
gestellt werden. 

Der Entschließungsantrag der Fraktion der SPD auf 
Drucksache 13/7256 enthält zunächst die Feststel-
lung, die Konferenz von Rio 1992 habe die Grund-
lagen für ein neues Zeitalter der Partnerschaft und 
Zusammenarbeit gelegt. Die Forderung nach einer 
dauerhaft sozial- und umweltgerechten Entwicklung 
sei auch heute noch eine gemeinsame Basis. Die 
Bundesregierung habe aber bei der Aufgabe versagt, 
die politischen Rahmenbedingungen für eine wirt-
schaftliche, soziale und ökologische Kooperation 
innerhalb unserer Gesellschaft wie in der internatio

-

nalen Staatengemeinschaft zu setzen. 

Die Bundesregierung soll deshalb u. a. aufgefordert 
werden, ihre Politik am Ziel der dauerhaft sozial- und· 
umweltgerechten Entwicklung zu orientieren. Die 
nationale Nachhaltigkeitstrategie müsse sowohl öko-
nomische Stabilität und mehr Beschäftigung zum 
Ziel haben als auch den Sozialstaat reformieren und· 
die natürlichen Lebensgrundlagen dauerhaft schüt- 
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zen. Dem Deutschen Bundestag sei diese Strategie in 
Form eines „nationalen Umweltplans" vorzulegen. 
Im Sinne der Dokumente von Rio müsse die Entwick

-

lungspolitik darauf ausgerichtet sein, die eigenen Po-
tentiale, die Selbsthilfe der Entwicklungsländer und 
die Schaffung rechtsstaatlicher und demokratischer 
Rahmenbedingungen zu unterstützen. Die Bundesre-
gierung müsse den Entwicklungsländern verbesserte 
finanzielle und technologische Hilfe beim Aufbau 
ihrer wissenschaftlichen Infrastruktur anbieten und 
ihre Zusage einhalten, die Mittel für entwicklungspo-
litische Zusammenarbeit schrittweise auf 0,7 % des 
Bruttosozialprodukts zu erhöhen. Schließlich müsse 
die Bundesregierung die Städte und Gemeinden da-
bei unterstützen, daß die in der Agenda 21 aufge-
stellte Forderung nach einer lokalen Agenda 21 um-
gesetzt werde. 

Der Antrag der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. 
auf Drucksache 13/7106 betont die herausragende 
Bedeutung der kommenden Sondergeneralversamm-
lung in New York für den in Rio begonnenen Prozeß 
der Integration von Umwelt und Entwicklung und 
benennt eine Reihe von Zielen, die von der Bundes-
regierung bei dieser Konferenz vorrangig zu verfol-
gen seien. 

Der Antrag der Fraktion der SPD auf Drucksache 
13/7679 stellt u. a. fest, daß die Beschlüsse von Rio 
nur wenig oder gar nicht in der nationalen und inter-
nationalen Energie-, Wirtschafts-, Verkehrs-, Bau-, 
Agrar- und Forschungspolitik berücksichtigt worden 
seien. Die Bundesregierung soll deshalb aufgefordert 
werden, sich bei der Vorbereitung und auf der Son-
dersitzung der Generalversammlung der VN insbe-
sondere für konkrete Maßnahmen zur Lösung der 
globalen Umwelt- und Entwicklungsprobleme einzu

-

setzen und dabei eine Reihe näher bezeichneter 
Schwerpunkte besonders zu berücksichtigen. 

III. 

Der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktor

-

sicherheit hat die Vorlagen in seiner Sitzung am 
4. Juni 1997 beraten. 

Von der Bundesministerin wurde u. a. ausgeführt, es 
gebe vier Punkte, denen man  von deutscher Seite auf 
der kommenden VN-Sondergeneralversammlung 
über Umwelt und Entwicklung 1997 in New York be-
sonderes Gewicht beimesse: 

1. Man strebe ein klares Signal für die Protokollver-
handlungen im Rahmen der Klimarahmenkonven-
tion an. Dies bedeute insbesondere eine Aussage, 
daß die CO2-Emissionen in der Industrieländern 
nach dem Jahre 2000 deutlich gegenüber dem 
Niveau von 1990 unter Angabe verbindlicher Ziel- 
und Zeitvorgaben reduziert werden müßten. 

2. Man strebe eine grundsätzliche Entscheidung für 
die Ausarbeitung einer Waldkonvention an. Hier 
bestünden aber erhebliche Bedenken seitens der 
USA und der Entwicklungsländer. 

3. Man  strebe neue Initiativen auf folgenden Feldern 
an: Süßwasserressourcen, Energiegewinnung und· 
-nutzung („Dekade für nachhaltige Energienut

-

zung"), Effizienzsteigerung bei der Nutzung der 
natürlichen Ressourcen. 

4. Man strebe klare Aussagen zu folgenden Berei-
chen an : 

- Verkehr (insbesondere in den Großstädten) 

- Tourismus 

- Handel und Umwelt. 

Von deutscher Seite wolle man darüber hinaus deut-
lich machen, daß man institutionelle Verbesserungen 
der VN im Bereich Umwelt anstrebe. Der Verpflich-
tung zur Auffüllung der Global Environmental Facili-
ties (GEF) werde man termingerecht nachkommen. 

Von seiten der Fraktion der SPD wurde darauf hin-
gewiesen, die VN-Sondergeneralversammlung biete 
die Chance, das Thema Globalisierung auf eine 
etwas substanzvollere Ebene zu heben, als dies bei 
den derzeitigen Diskussionen der Fa ll  sei. Globalisie-
rung müsse als Möglichkeit der Gestaltung für Poli-
tik, Demokratie, soziale Rechte und den Schutz der 
natürlichen Lebensgrundlagen verstanden werden. 
Mit der Idee der Nachhaltigkeit lasse sich zudem ein 
zusammenführendes Leitbild für die Gesellschaft 
entwickeln. Der Bericht der Bundesregierung an-
läßlich der VN-Sondergeneralversammlung enthalte 
viele Dinge, die man mittragen könne. Zu kritisieren 
sei aber, daß als richtig erkannte Ziele sich dann 
nicht auch in der Gesetzgebung niederschlügen. 
Dies betreffe beispielsweise die Aussage, es werde 
ein Verbund ökologisch bedeutsamer Gebiete in 
neuer Form angestrebt, der in etwa 15 % der nicht für 
Siedlungszwecke genutzten Fläche umfassen solle. 
Die Aufnahme einer entsprechenden Formulierung 
ins Bundesnaturschutzgesetz sei aber verweigert 
worden. Für bedeutsam halte man es auch, die Um-
weltberichterstattung, die vergangenheitsorientiert 
sei, durch das Instrument einer Nachhaltigkeitsstra-
tegie zu ergänzen, die den Blick nach vorn richte. 
Dort  ließen sich Ziele fixieren und Maßnahmen be-
schreiben, mit denen man diese Ziele erreichen 
wolle. Auch ließe sich festhalten, welche Akteure bei 
diesem Prozeß eine Rolle spielten. Viele andere Staa-
ten hätten eine solche Konzeption bereits verwirk-
licht. Zur VN-Sondergeneralversammlung würden 
von deutscher Seite unterschiedliche Berichte (dar-
unter der Bericht der Bundesregierung auf Druck-
sache 13/7054 sowie der noch in Arbeit befind liche 
Bericht des nationalen Komitees) vorgelegt. Andere 
Staaten hätten durch Integra tion der gesellschaft-
lichen Gruppen in den Prozeß und die Berichterstat-
tung zu einer größeren Verbindlichkeit beigetragen. 

Von seiten der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
wurde ein eigener Entschließungsantrag zur Unter-
richtung durch die Bundesregierung auf Drucksache 
13/7054 vorgelegt (Anlage). Ergänzend wurde fest-
gestellt, die Diskussion über die Nachhaltigkeit sei 
nicht nur eine Chance für die Ökologiepolitik, son-
dern für die Politik insgesamt. Zu diskutieren sei aber 
auch, wie man Wohlstand erhalten könne, ohne dies 
mit der Notwendigkeit wirtschaftlichen Wachstums 
zu verbinden. Auch im wissenschaftlichen Raum 
seien hierfür aber kaum Konzepte vorhanden. 
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Die Konferenz von Rio de Janeiro im Jahre 1992 
habe zwar große Hoffnung geweckt. Der Prozeß in 
Richtung Nachhaltigkeit sei aber seitdem eher ins 
Stocken geraten. Der Grundgedanke der Nachhaltig-
keit sei auch in Deutschland, wie sich etwa an dem 
Energiewirtschaftsgesetz zeige, nicht in die reale 
Politik übernommen worden. Welche Schritte not-
wendig seien, habe man  in dem eigenen Antrag im 
einzelnen aufgeführt. 

Von seiten der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. 
wurde ausgeführt, die Bundesregierung habe die 
nachhaltige Entwicklung in Deutschland ressort-
übergreifend zum Leitbild ihres politischen Handelns 
gemacht. Sie fördere auch intensiv die Diskussion 
mit den gesellschaftlichen Gruppen. Man unterstütze 
die Position der Bundesregierung bei der VN-Son-
dergeneralversammlung in New York. Die starke 
Favorisierung der Sozialpolitik auf nationaler wie 
internationaler Ebene schränke allerdings die Mög-
lichkeiten einer intensiveren Umweltpolitik ein. Zwar 
werde vielfach gefordert, den Blick jeweils über die 
eigenen Sektoren hinaus zu richten. In den vorlie-
genden Anträgen der Opposition sei dies aber nicht 
zu erkennen. So unternehme der Antrag der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN den Versuch, perfekt 
alles regeln zu wollen, berücksichtige aber globale 

Entwicklungen, wie etwa die weitere Zunahme der 
Weltbevölkerung, nicht. 

Der Ausschuß beschloß einvernehmlich, dem Deut-
schen Bundestag zu empfehlen, die Unterrichtung 
durch die Bundesregierung auf Drucksache 13/7054 
zur Kenntnis zu nehmen. 

Der Ausschuß beschloß mit den Stimmen der Fraktio-
nen der CDU/CSU und F.D.P. gegen die Stimmen der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Grup-
pe der PDS, bei Stimmenthaltung der Fraktion der 
SPD, den Entschließungsantrag der Fraktion BÜND

-

NIS 90/DIE GRÜNEN (Anlage) abzulehnen. 

Der Ausschuß beschloß mit den Stimmen der Fraktio-
nen der CDU/CSU und F.D.P. gegen die Stimmen der 
Fraktion der SPD, der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der Gruppe der PDS dem Deutschen 
Bundestag zu empfehlen, die Anträge auf den 
Drucksachen 13/7256 und 13/7679 abzulehnen. 

Der Ausschuß beschloß mit den Stimmen der Fraktio-
nen der CDU/CSU und F.D.P. gegen die Stimmen der 
Fraktion der SPD und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN sowie der Gruppe der PDS, dem Deut-
schen Bundestag die Annahme der Anträge auf den 
Drucksachen 13/7106 und 13/7253 zu empfehlen. 

Bonn, den 10. Juni 1997 

Dr. Peter Paziorek 

Berichterstatter 

Michael Müller (Düsseldorf) 

Berichterstatter 

Michaele Hustedt 

Berichterstatterin 

Birgit Homburger 

Berichterstatterin 
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Anlage 

 
Entschließungsantrag 
der Abgeordneten Michaele Hustedt, 
Dr. Jürgen Rochlitz, Ulrike Höfken 
und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Zu der Unterrichtung durch die Bundesregierung 
- Drucksache 13/7054 - 

Bericht der Bundesregierung 
anläßlich der VN-Sondergeneralversammlung 
über Umwelt und Entwicklung 1997 in New York 

Auf dem Weg zu einer nachhaltigen Entwicklung 
in Deutschland 

Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

1. Vor fünf Jahren fand in Rio de Janeiro die Konfe-
renz für Umwelt und Entwicklung (UNCED) 
statt. Dieses Jubiläum ist den Vereinten Natio-
nen (VN) Anlaß, Bilanz zu ziehen und Vorberei-
tungen für das Jahr 2002 zu treffen, wenn wie-
derum in Rio de Janeiro die Nachfolgekonferenz 
von UNCED stattfinden soll. Ende Juni werden 
deshalb die Staats- und Regierungschefs der 
Welt zu einer Sondergeneralversammlung in 
New York zusammenkommen und sich mit der 
Frage beschäftigen, inwieweit die Welt auf dem 
Weg zu einer „nachhaltig zukunftsfähigen Ent-
wicklung" ist und inwiefern die Völkergemein

-

schaft ihren in Rio 1992 eingegangenen Verpflich-
tungen gerecht geworden ist. Im Mittelpunkt in 
New York steht die „Agenda 21", ein umfangrei-
cher Handlungskatalog für das 21. Jahrhundert, 
der Fragen der Umwelt- und Wirtschaftspolitik 
ebenso behandelt wie der Entwicklungspolitik. 

2. Auch fünf Jahre nach dem Gipfel von Rio hat 
sich am globalen Trend zur Umweltzerstörung 
nichts geändert. Die angestrebte Trendwende 
hin zu einer Reduzierung des Ressourcenver-
brauchs und der Änderung der Produktions- und 
Lebensstile ist nicht eingetreten. Gerade im Zei-
chen der Globalisierung gilt das auf quantitati-
ves Wachstum ausgerichtete Wirtschaftsmodell 
der Industrieländer verstärkt als Leitbild - und· 
verhängnisvollerweise auch als Vorbild für die 
nachholende und nichtnachhaltige Entwicklung 
der Entwicklungsländer. Dies geht u. a. einher 
mit einem fortschreitenden Verlust an Artenviel-
falt, einem ungebrochen steigenden Ausstoß kli-
maschädlicher Gase und einer wachsenden Kluft 
zwischen armen und reichen Staaten. 

3. Beim angestrebten Ziel, alle Menschen in die 
Lage zu versetzen, ihre Existenz nachhaltig zu si-
chern, sind in den vergangenen Jahren nur un-
zureichende Fortschritte erzielt worden. Nach 
den neuesten Schätzungen der Ernährungs- und· 
Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Na-
tionen (FAO) sind in den Entwicklungsländern 
noch immer ca. 840 Millionen Menschen von 

Hunger und Unterernährung betroffen. In den 
letzten Jahrzehnten ist das Pro-Kopf-Einkommen 
der ärmsten Länder, den sogenannten Least De-
veloped Countries (LDC) beständig gesunken. 
Große Teile der Bevölkerung Afrikas, Asiens und 
Lateinamerikas konnten ihre Lebenssituation 
nicht verbessern. 

4. Nicht zuletzt die Weltfrauenkonferenz in Peking 
hat gezeigt, daß die Lage der Frauen sich in vie-
len Ländern nicht verbessert, sondern ver-
schlechtert hat. Die Verletzung der Menschen-
rechte von Frauen ist weltweit zu beobachten, im 
politischen Entscheidungsprozeß sind sie noch 
immer unterrepräsentiert. In Rio wurde die 
Schlüsselrolle von Frauen für eine ökologisch 
verträgliche und sozial gerechte Entwicklung im 
internationalen Maßstab unterstrichen. Der Zu-
gang von Frauen zu Ressourcen sowie ihre Kon-
trolle über Nutznießung und Verwendung dieser 
Güter ist eine entscheidende Voraussetzung für 
nachhaltiges Wirtschaften. Doch die tatsächliche 
Gleichstellung von Frauen auf allen Ebenen der 
Gesellschaft ist tendenziell rückläufig. Eine bes-
sere Kohärenz der verschiedenen Politikbereiche 
mit denen der internationalen Frauenpolitik wur-
de nicht erreicht. 

5. Die Finanzierung der Umsetzung der Agenda 21 
ist nach wie vor nicht gesichert. Entsprechende 
Institutionen, wie beispielsweise die UN-Com-
mission on Sustainable Development (CSD) oder 
das United Nations Environmental Programme 
(UNEP) sind chronisch unterfinanziert. Zudem 
sind die Entwicklungshilfeetats aller Industrie-
länder rückläufig. Auch der Anteil der deutschen 
Entwicklungshilfe am Bruttosozialprodukt ist be-
ständig gesunken und liegt 1997 bei gerade noch 
0,28 %, statt wie von der Bundesregierung die 
verbindlich zugesagten 0,7 % zu erreichen. Die 
Verschuldungskrise ist weiterhin ungelöst, und· 
die Mittel für die Internationale Entwicklungsor-
ganisation (International Development Associa-
tion, IDA) wurden nach Rio in zwei Auffüllungs-
runden gekürzt. Finanziell haben die Industrie-
staaten keine zusätzlichen Anstrengungen gelei-
stet. Gleiches gilt für den Transfer umwelt-
freundlicher und ressourcenschonender Techno-
logien. 

6. In Rio wurde der Anspruch formuliert, nachhalti-
ge Entwicklung als ressortübergreifende Aufga-
be zu begreifen. Die Struktur der Vereinten Na-
tionen und ihr institutionelles Gefüge können 
diesem Anspruch nicht gerecht werden. Die mit 
Entwicklungs- und Umweltpolitik beauftragten 
Organisationen der VN sind mit zu geringen Be-
fugnissen ausgestattet. Solange der Inte rnatio-
nale Währungsfonds, die Weltbank und die 
Welthandelsorganisation an ihren alten Leitbil

-

dem festhalten und die ökonomischen Fakten 
setzen, dagegen die Empfehlungen der CSD le-
diglich unverbindlichen Charakter haben, wird 
wenig getan werden können, um die globale 
Umweltzerstörung zu stoppen und die Einkom-
mensunterschiede zwischen den reichen und ar-
men Staaten zu vermindern. 
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7. Die größte Schwäche des Rio-Prozesses liegt in 
der jeweiligen nationalen Umsetzung - auch und· 
gerade in Deutschland. Denn außer einem Mär-
chenbuch, genannt „Nationalbericht Nachhalti-
ge Entwicklung", in dem die sogenannten „Erfol-
ge" der Umsetzung der Agenda 21 beschrieben 
werden, hat die Bundesregierung nichts zu bie-
ten. 

Eine Integration von Nachhaltigkeitsgesichts-
punkten in alle Politikbereiche ist in Deutschland 
noch nicht einmal in Ansätzen erkennbar. Wirk-
same Nachhaltigkeitspolitik darf heute keine 
Umwelt-Ressortaufgabe mehr sein, sondern muß 
zugleich Wirtschafts- und Finanzpolitik, Arbeits-
markt- und Sozialpolitik, Forschungs- und Bil-
dungspolitik, Industrie- und Entwicklungspolitik 
einbinden und gestalten. Die heutige Aufgabe 
des Staates ist es deshalb, die Rahmenbedingun-
gen so zu setzen, daß bet riebswirtschaftliches 
Handeln des Individuums oder einzelner Unter-
nehmen im Markt dann erfolgreich ist, wenn es 
dem Gemeinwohlinteresse und damit dem 
Schutz der Lebensgrundlagen nützt. 

Ungebrochen orientiert sich die Politik der Bun-
desregierung jedoch an quantitativem Wachstum 
und verhindert einen ökologischen Strukturwan-
del. Deutliche Auswirkung ist der Verlust der 
deutschen Spitzenposition auf dem Weltmarkt 
für Umweltschutztechnologien. 

Einen der wenigen Lichtblicke bei der Umset-
zung der Agenda 21 stellen die Bemühungen auf 
der Ebene der Städte und Gemeinden für eine 
„Lokale Agenda 21" dar. 

Dabei gibt es eine Reihe von zukunftsweisenden 
Initiativen und Maßnahmen, die vornehmlich auf 
umweltfreundliche Bereitstellung und sparsamen 
Verbrauch von Energie, Vermeidung von Ver-
kehr und die Förderung nachhaltiger ökonomi-
scher Prozesse auf lokaler Ebene ausgerichtet 
sind. Während dabei durchaus schon Erfolge zu 
verzeichnen sind, werden die Handlungsmög-
lichkeiten durch die ungünstigen bundespoli-
tisch gesetzten Rahmenbedingungen jedoch 
mehr gebremst als gefördert und können deshalb 
häufig nur begrenzte Wirksamkeit zur Umset-
zung der Agenda 21 und der klimapolitischen 
Verpflichtungen entfalten. 

8. Beim Klimaschutz - einem zentralen Element im 
Rio-Prozeß - hat die Bundesregierung als Vorrei

-

terin ausgedient: 1996 sind die Kohlendioxid 
(CO2)-Emissionen in Deutschland erstmals seit 
der Wiedervereinigung - um 2 % auf 904 Mio. t - 
gestiegen. Nachdem es in den alten Bundeslän-
dern seit 1990 keine Reduktion gegeben hat, ist 
nun auch der Deindustrialisierungseffekt in den 
neuen Bundesländern erschöpft. Das angestrebte 
- auch von Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl beim 
Berliner Klimagipfel bekräftigte - Reduktionsziel 
von minus 25 % CO2 bis 2005 auf der Basis von 
1990 - wird deshalb absolut um bis zu 15 % ver-
fehlt werden. Dies ist wenig überraschend, denn 
in der steigenden Abhängigkeit von fossilen 
Energiequellen kommt besonders drastisch zum 
Ausdruck, daß nicht einmal ansatzweise eine Ab

-

kehr von unserer nicht zukunftsfähigen Energie-
versorgung stattgefunden hat. Damit ist auch der 
Erfolg des Klimagipfels in Moto Ende dieses Jah-
res in Frage gestellt, bei dem glaubwürdige Vor-
reiter für entschiedene CO2-Reduktionen gefor-
dert wären. 

Überfällig ist immer noch ein Klimaschutzak-
tionsprogramm. Darin müssen klare Vorgaben 
für die nachhaltige Entwicklung in der Energie- 
und Wirtschafts- sowie der Verkehrs- und Land-
wirtschaftspolitik gegeben werden. Dazu zählen 
in erster Linie eine ökologisch-soziale Steuerre-
form, die Reform der Energiewirtschaftsstruktur 
unter ökologischen Vorzeichen und die Förde-
rung von Energieeinsparung und Erneuerbaren 
Energieträgern. 

9. Auch im Bereich der Biodiversität konnten in den 
letzten Jahren keine Fortschritte erzielt werden. 
Trotz der Verabschiedung der „Konvention über 
die biologische Vielfalt" konnte der weltweite 
Verlust an Arten und genetischer Vielfalt nicht 
aufgehalten werden. Eine ressortübergreifende 
Wahrnehmung der Konventionsziele - Erhaltung 
und nachhaltige Nutzung der biologischen Viel-
falt, gerechte Aufteilung der aus der Nutzung ge-
netischer Ressourcen erwachsenen Vorteile - 
durch die Bundesregierung findet dabei nicht 
statt. Eine angemessene Berücksichtigung der 
Konventionsziele hat noch keinen wirklichen 
Eingang in die deutsche Umsetzungsstrategie 
auf nationaler und internationaler Ebene gefun-
den. Die bisher geübte Beschränkung auf klassi-
sche Arten- und Naturschutzmaßnahmen wird 
den Anforderungen der Konvention jedoch nicht 
gerecht. 

Ein völkerrechtlich verbindliches Protokoll für 
die biologische Sicherheit versuchte die Bundes-
regierung jahrelang zu verhindern. Nach dem 
Grundsatzbeschluß der Vertragsstaaten 1995 ist 
sie nun bemüht, es in seiner politischen Substanz 
auszuhöhlen. Es fehlt ihr der politische Wille, sich 
gegenüber den Gen- und Biotechnologiefirmen, 
der Agrarindustrie und den Bauernverbänden 
durchzusetzen. 

10. Von zentraler Bedeutung ist ein nationaler Um-
weltplan, wie er in der Agenda 21 gefordert wird. 
Mit ihm sollen konkrete und überprüfbare Ziele, 
Maßnahmen und Instrumente entwickelt wer-
den, die von breiten Teilen der Gesellschaft ge-
tragen werden. Inzwischen haben etwa zwei 
Drittel der Industrieländer und eine große Anzahl 
von Entwicklungs- und Schwellenländern einen 
nationalen Umweltplan oder eine Nachhaltig-
keitsstrategie verfaßt. Länder wie die Niederlan-
de, Dänemark, Portugal und Südkorea haben be-
reits nationale Umweltpläne mit konkreten Zie-
len und Zeitrahmen aufgestellt und nutzen ihn 
auch als Modernisierungsinstrument für die Wirt-
schaft. 

Ein nationaler Umweltplan stellt einen neuen, 
modernen Typus von Planung dar, der Ergebnis 
eines möglichst konsensualen Diskussionspro-
zesses sein soll. Dadurch besteht die Möglichkeit, 
alle gesellschaftlichen Gruppen, wie auch die 
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Verursacher von Umweltproblemen, zu beteili-
gen. Umweltpolitik wäre damit nicht länger 
nur Aufgabe von Umweltministerien, -parteien 
oder -verbänden, sondern Aufgabe der gesamten 
Gesellschaft und damit aller Politikbereiche und 
Ministerien. 

Noch ist es für eine Umkehr bis 2002 nicht zu 
spät - aber den schönen Worten von Rio müssen 
sofort glaubwürdige Taten folgen. 

II. Der Deutsche Bundestag fordert: 

Die Bundesregierung setzt sich sowohl im Vorfeld als 
auch auf der Sondergeneralversammlung in New 
York dafür ein, daß bei den - von der CSD herausge-
stellten - Schwerpunktthemen die notwendigen in-
ternationalen Festlegungen erreicht werden und um-
gehend nationale Umsetzungsschritte erfolgen: 

1. Armutsbekämpfung 

Die internationale Staatengemeinschaft hat es bisher 
nicht vermocht, den weltweiten Anstieg der Armut 
zu verhindern. Die absolute Zahl der Armen hat zu-
genommen. Nach Schätzungen des Entwicklungs-
programms der Vereinten Nationen (UNDP) leben 
weltweit über 1,3 Milliarden Menschen unterhalb 
der Armutsgrenze. Gleichzeitig hat sich . die Kluft 
zwischen Arm und Reich weltweit vergrößert. Dem 
enormen Wirtschaftswachstum weniger Länder ste-
hen 89 Staaten gegenüber, denen es heute wirt-
schaftlich schlechter geht als vor 10 Jahren. 

Die Armutsbekämpfung nimmt in der Entwicklungs-
zusammenarbeit nicht den notwendigen Stellenwert 
ein. Dies gilt sowohl für die internationalen Entwick-
lungsinstitutionen wie die Weltbank und die regiona-
len Entwicklungsbanken als auch für die Haupt-
geberländer von öffentlicher Entwicklungshilfe. So 
beträgt z. B. der deutsche Anteil der selbsthilfeorien-
tierten Armutsbekämpfung an den Zusagen der bila-
teralen staatlichen Entwicklungszusammenarbeit im 
Jahre 1997 nur 14,5 %. 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregie-
rung auf, 

a) im Sinne der Beschlüsse des Weltsozialgipfels die 
Umsetzung der sogenannten „20/20-Initiative" 
voranzutreiben, d. h. 20 % der bilateralen Ent-
wicklungshilfe zur Bekämpfung von Armut einzu-
setzen und darauf hinzuwirken, daß die Pa rtner-
länder 20 % ihrer öffentlichen Haushalte für die 
Armutsbekämpfung aufwenden; 

b) sich innerhalb der EU sowie der internationalen 
Entwicklungs- und Finanzinstitutionen für Ent-
wicklungsstrategien einzusetzen, die geeignet 
sind, Armut durch Hilfe zur Selbsthilfe zu über-
winden; 

c) sich auf internationaler Ebene für die Schaffung 
von politischen und wirtschaftlichen Rahmenbe-
dingungen einzusetzen, die die Eigenanstrengun-
gen der Entwicklungsländer bei der Armutsbe-
kämpfung unterstützen (z. B. Entschuldungsmaß-
nahmen, Abbau von Handelshemmnissen); 

d) die Schaffung der notwendigen internen Rahmen-
bedingungen für eine wirksame Armutsbekämp-
fung nach Kräften zu fördern (z. B. gerechte Ein-
kommensverteilung, Aufbau sozialer Sicherungs-
systeme, Bildung, Landreform, wirksame Steuer-
erhebung); 

e) die zahlreichen Vorschläge, die die Nichtregie-
rungsorganisationen (NRO) im Zweiten Bericht 
über die Armutsbekämpfung in der Dritten Welt 
durch Hilfe zur Selbsthilfe unterbreitet haben 
(Drucksache 13/3395) in die Praxis umzusetzen, 
um die Wirksamkeit der Armutsbekämpfung zu 
erhöhen. 

2. Änderung von Produktions- und Konsummustern 

Entscheidendes Problem auf dem Weg zu einer nach-
haltigen Entwicklung in den Industrieländern ist um-
weltunverträgliches Konsum- und Produktionsver-
halten, das für Ressourcenverschwendung und eine 
gewaltige Belastung der Umwelt verantwortlich ist. 
Dagegen müssen neue Konzepte gesucht und umge-
setzt werden, die durch eine Veränderung der Le-
bensstile und der Produktionsformen eine angemes-
sene Lebensqualität ermöglichen, ohne daß dafür die 
beschränkten Ressourcen der Erde und deren be-
grenzte Aufnahmefähigkeit für Reststoffe und Emis-
sionen weiter überbelastet werden. 

Ziel muß es deshalb sein, geeignete Rahmenbedin-
gungen zu schaffen, in denen die Anwendung des 
Verursacherprinzips und eine erweiterte Produzen-
tenhaftung am besten zur Geltung kommen. Vor al-
lem die Umweltkosten müssen für Konsumenten und· 
Produzenten deutlicher sichtbar werden. Die Preise 
müssen sowohl die Knappheit der Ressourcen als 
auch die vielfältigen Belastungen der Umwelt und· 
der menschlichen Gesundheit durch deren Ver-
brauch widerspiegeln. 

Für nachhaltige Produktions- und Konsummuster be-
deutet dies, daß in jeder Phase des Produktkreislaufs 
eine optimale Effizienz angestrebt werden muß. Das 
Konsumniveau muß insgesamt auf ein verträgliches 
Maß reduziert werden. Notwendig dafür ist eine ge-
eignete Kombination aus wirtschafts- und finanzpoli-
tischen Instrumenten sowie ordnungsrechtlichen 
Maßnahmen. Dafür müssen umweltpolitische Ziele 
zur Richtungsvorgabe für Konsumentinnen und Kon-
sumenten und Investitionssicherheit für die Wi rt

-schaft formuliert werden. 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregie-
rung auf, 

a) einen breiten gesellschaftlichen Diskurs mit Um-
welt-, Verbraucher- und Wirtschaftsverbänden, 
Gewerkschaften und Entwicklungsgruppen zur 
Erstellung eines nationalen Umweltplanes zu initi-
ieren. Dieser muß konkrete, überprüfbare Um-
weltziele mit Zeitrahmen, Maßnahmen und um-
weltpolitischen Instrumenten enthalten; 

b) wirtschaftspolitische und ordnungsrechtliche Rah-
menbedingungen dergestalt zu schaffen, daß sich 
Umweltkosten durch die Entwicklung und Umset-
zung von Nachhaltigkeitskonzepten und Metho-
den für die Internalisierung der Umweltkosten in 
der betriebswirtschaftlichen Kostenrechnung und 
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Preisgestaltung niederschlagen; hierfür müssen 
im Rahmen einer ökologisch sozialen Steuerre-
form entschiedene Schritte ergriffen werden; 

c) auf allen Ebenen Maßnahmen zur gesellschaftli-
chen Bildung, Aufklärung und Information zur 
Förderung umweltverträglichen Verhaltens zu er-
greifen; 

d) unter besonderer Berücksichtigung kleiner und· 
mittlerer Unternehmen die Einführung einer um-
weltgerechten Produktion - im Sinne des produk-
tionsintegrierten Umweltschutzes - stärker zu för-
dern und in Kooperation mit der Indust rie - ein-
schließlich transnationaler Unternehmen - darauf 
hinzuwirken, daß eine effiziente Nutzung von Res-
sourcen, einschließlich einer zunehmenden Wie-
derverwertung von Rückständen, erreicht und da-
durch die verbrauchte Energie- und anfallende Ab-
fallmenge pro Produktionseinheit vermindert wird; 

e) neue Formen des Konsums, der Produktnutzung 
und der Bedürfnisbefriedigung, wie z. B. durch 
Dienstleistung und Leasing, zu fördern; 

f) sich für 

- die Substitution risikoreicher Produkte und Pro-
duktionsanlagen, 

- die Verminderung von Anlagengrößen und de-
ren räumlicher Konzentration, 

- die Verminderung von Human- und Ökotoxizi-
tät der eingesetzten Stoffe, 

- den Verzicht auf Produktionen, bei denen durch 
Freisetzung der verwendeten Stoffe der lokale 
oder globale Naturhaushalt gestört werden 
könnte, 

einzusetzen; 

g) sich für ein internationales Abkommen zum Ab-
bau und Verbot umweltschädlicher Subventionen, 
beispielsweise bei. der Rohstofförderung, dem 
Rohstoffverbrauch und in der Land- und Forstwirt-
schaft einzusetzen. 

3. Handel und Umwelt 

Damit Umwelt- und Entwicklungsziele erreicht wer-
den, ist gemäß der Agenda 21 dafür zu sorgen, „daß 
sich Handel und Umwelt wechselseitig unterstützen" . 
Darüber hinaus ist eine nachhaltige Entwicklung 
durch die Liberalisierung des Handels zu fördern. 
Letzteres ist mit dem Abschluß der GATT-Verhandlun-
gen in der sogenannten Uruguay-Runde eingetreten. 
Infolge drastisch gesunkener Transpo rt- und Kommu-
nikationskosten sowie global organisierter Entwick

-

lungs- und Produktionsprozesse ist derzeit eine starke 
Zunahme des Weltwarenhandels zu beobachten. 

Wie aber Handel, Umwelt und Entwicklung gezielt 
im Rahmen des VN-Systems kohärent und nachhal-
tig zu fördern sind, bleibt weitgehend unklar. Wäh-
rend einzelne VN-Institutionen bei der Kosten-Nut-
zen-Analyse nicht nur bloße Zuwächse bewe rten, 
sondern z. B. auch auf Ressourcenverbräuche hinwei-
sen, ist diese Debatte zur Welthandelsorganisation 
(WTO) bisher kaum vorgedrungen. Sonst wäre die 
schlichte Gleichung freier Handel gleich Wohl-
standsgewinn für alle" nicht länger haltbar. 

Ungeklärt ist auch das Verhältnis der WTO zu den 
multilateralen Umweltabkommen, die ggf. auch 
Handelsbeschränkungen zur Erreichung der Schutz-
ziele vorsehen (z. B. Montrealer Protokoll, Washingto-
ner Artenschutzabkommen, Baseler Giftmüllkonven-
tion). Hier stehen sich zwei Regelsysteme gegenüber 
- das Welthandelsrecht und die internationalen Um-
weltabkommen -, ohne daß geregelt wäre, welche 
Rechtsnormen vorrangig gelten sollen. 

Der Deutsche Bundestag forde rt  die Bundesregie-
rung auf, 

a) sich grundsätzlich für den Vorrang multilateraler 
Umweltabkommen gegenüber den handelsrecht-
lichen Bestimmungen des WTO-Abkommens ein-
zusetzen und dabei sicherzustellen, daß handels-
politische Maßnahmen zur Erreichung von Um-
weltzielen legitim sind; 

b) sich für positive Anreize zur Einhaltung von Um-
weltstandards einzusetzen (z. B. Öko-Labels); 

c) sich für die Einhaltung der Kernkonventionen der 
internationalen Arbeitorganisation (ILO) einzuset-
zen und Verfahren voranzutreiben, die ggf. han-
delspolitische Sanktionsmaßnahmen vorsehen, 
wenn einzelne Staaten fortgesetzt und vorsätzlich 
die Einhaltung der vereinbarten Standards unter-
laufen werden; 

d) verstärkt die Berücksichtigung sozialer, ökologi-
scher und entwicklungspolitischer Kriterien bei 
der Vergabe von staatlichen Export-Bürgschaften 
zu gewährleisten und auf internationaler Ebene 
eine Harmonisierung in diesem Sinne anzustre-
ben; 

e) sich für die Verbesserung der Entwicklungschan-
cen der ärmsten Entwicklungsländer, z. B. durch 
bevorzugte Zugänge von Produkten aus diesen 
Ländern in die Industrieländer, einzusetzen. 

4. Nachhaltige Siedlungspolitik 

Eine zentrale Forderung der Agenda 21 ist die ent-
schiedene Begrenzung von Zersiedelung und Subur-
banisierung. Unter anderem fordert sie „einzelstaatli-
che Rechtsvorschriften, die auf eine umweltverträgli-
che Stadtentwicklung und Flächennutzung abzie-
len", sowie „fiskalische Anreize zur Kontrolle der Bo-
dennutzung" . In die gleiche Richtung zielen die For-
derungen der Vereinbarung der HABITAT-II-Konfe-
renz in Istanbul im Juni 1996. Doch die Bundesregie-
rung unternimmt nichts zur Eindämmung des fo rt

-schreitenden Flächenverbrauchs. Im Gegenteil, sie 
fordert und fördert eine forcierte Baulandausweisung 
und die fortgesetzte Zersiedelung. 

Täglich werden in Deutschland etwa 80 bis 100 ha 
Freifläche in Siedlungs- und Verkehrsfläche umge-
wandelt. Der stetig wachsende Flächenverbrauch 
führt zu großräumiger Zerstörung und Zerschnei-
dung von Landschaftsräumen, löst irreversible ökolo-
gische Schäden aus und verfestigt den Auto-Mobili-
tätszwang. 

Jede neue Baulanderschließung treibt die Zerstörung 
von Klima und Atmosphäre, von Boden, Wasserhaus

-

halt, Natur- und Artenvielfalt weiter voran. Gleich- 
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zeitig treibt die permanente Siedlungsausdehnung 
die Kosten für Neubau und Unterhalt von Infrastruk-
tur in untragbare Höhen. Viele Kommunen sind längst 
an die Grenzen ihrer finanziellen Belastbarkeit gesto-
ßen. Bislang verschärft die Politik der Bundesregie-
rung die Probleme, statt ihnen entgegenzuwirken. 

Der Deutsche Bundestag forde rt  die Bundesregie-
rung auf, 

a) die boden- und planungsrechtlichen Instrumente 
zur Eindämmung der Zersiedelung zu stärken. 
Hierfür ist es insbesondere im Rahmen der Novel-
lierung des Baugesetzbuchs erforderlich, daß 

- ökologische Belange auf allen Ebenen in die 
Planung integriert  werden, 

- die Priorität der Bebauung von Lücken und Bra-
chen vor jeglicher Neubaulanderschließung si-
chergestellt wird, 

- neue Siedlungsschwerpunkte ausschließlich 
an ÖPNV-erschlossenen Standorten geschaffen 
werden und 

- der Schutz der Außenbereiche konsequent 
durchgesetzt wird; 

b) eine angemessene und ökologisch orientierte Be-
steuerung von Boden und Immobilien durch die 
Ablösung der Grundsteuer durch eine Bodenwert-
steuer durchzusetzen; 

c) auch die direkte und indirekte Wohnungsbauför-
derung an dem Ziel auszurichten, statt weiterer 
Zersiedelung die Verdichtung bereits bebauter . 

 und die Mobilisierung von Brachen zu fördern: 

d) eine zügige Novellierung der Wärmeschutzver-
ordnung vorzunehmen (Einführung des Niedrig-
energiehaus-Standards für Neubauten und schritt-
weise Ausdehnung auf den Bestand). Außerdem 
sollen Energiekennzahlen für Gebäude einge-
führt, die Energieberatung verbessert und die ge-
plante EU-Richtlinie zur Integ rierten Ressourcen-
Planung (IRP-/LCP-RL) rasch zur Verabschiedung 
gebracht werden; 

e) über eine ökologische Steuerreform wirksame An-
reize zur Senkung von Energieverbrauch und 
CO2-Ausstoß bei der Gebäudenutzung und zur 
Verringerung von Auto-Mobilität bei individuel-
len und planerischen Standortentscheidungen zu 
geben. 

5. Schutz der Ozeane/ 
Nachhaltige Fischereiwirtschaft 

Die Bundesregierung hat 1994 die VN-Seerechtskon-
vention unterzeichnet. Damit verpflichtete sie sich, 
alle Formen der Meeresnutzung unter das Primat des 
Umweltschutzes zu stellen. 

Auch in der Esbjerg-Deklaration von 1995 hat sich 
die Bundesregierung dazu verpflichtet, die Einlei-
tung gefährlicher Chemikalien in die Nordsee inner-
halb von 25 Jahren auf nahezu Null zu reduzieren. 
Die Umweltminister der Nordsee-Anrainerstaaten 
hatten aber bereits 1990 schon einmal beschlossen, 
die Einleitung dieser Schadstoffe bis 1995 um bis zu 
70 % zu reduzieren und den Nährstoffeintrag zu hal-
bieren. Dieses Ziel wurde weit verfehlt: Der S tick-

stoffeintrag über Landwirtschaft und andere diffusen 
Quellen wurde kaum reduziert, ebensowenig wie der 
Eintrag gefährlicher Stoffe, insbesondere der bioak-
kumulierbaren, organischen Halogenverbindungen. 
Die Bundesregierung wird deshalb wie beim Treib-
hausgas CO2 auch das Minimierungsziel von Esbjerg 
absehbar verfehlen. 

Die Verschmutzung der Meere durch Einleitung von 
ungeklärten Abwässern und Schadstoffen aus Indu-
strie und Landwirtschaft haben das fragile Gleichge-
wicht der marinen Ökosysteme z. T. bereits irreversi-
bel gestört. Dies bleibt auch nicht ohne erhebliche 
Auswirkungen auf die Fischereiwirtschaft. 

Fisch ist die primäre Nahrungsressource und Protein-
quelle für mehr als 100 Millionen Menschen in den 
Küstenländern und Inselstaaten des Südens. Zudem 
wuren die weltweiten Fischereierträge seit 1950 von 
20 Mio. t auf 100 Mio. t jährlich gesteigert, woran die 
EU den viertgrößten Anteil hat. Große Teile davon 
entfallen auf die ökologisch verheerende Industrie-
fischerei am Meeresboden. Die rücksichtslose Aus-
plünderung der Küstengewässer sowie der Weltmee-
re hat dazu geführt, daß heute nahezu alle ozeani-
schen Fischgründe an der Grenze ihrer Regenera-
tionsfähigkeit angelangt sind oder diese bereits über-
schritten haben. 

Der Deutsche Bundestag forde rt  die Bundesregie

-

rung auf, 

a) sich bei den Verhandlungen um die künftige Aus-
gestaltung der Fischereipolitik - vor allem auf EU

-

Ebene - mit Nachdruck dafür einzusetzen, daß 
das Vorsorgeprinzip zur Grundlage a ller fischerei-
wirtschaftlichen Entscheidungen gemacht wird. 
Dazu gehört auch eine Ausrichtung der Fischerei-
quoten an einer nachhaltig stabilen und ökolo-
gisch ausgewogenen Bestandsentwicklung; 

b) ein sofortiges internationales Verbot der Industrie-
fischerei in ökologisch besonders sensiblen Ge-
bieten zu betreiben sowie einen Stufenplan für 
die schrittweise Rückführung des Fischfangs für 
andere Zwecke als die direkte menschliche Er-
nährung bis zur kompletten Einstellung zu erar-
beiten; 

c) sich für einen grundsätzlichen Schutzstatus ge-
fährdeter mariner Ökosysteme einzusetzen. Hier-
zu ist u. a. eine drastische Verringerung sämtli-
cher Schadstoffeinleitungen in die Meere, insbe-
sondere durch Pestizide und Chlorparaphine, 
durch Vorgabe konkreter Minderungsziele anzu-
streben. 

d) sich auf internationaler Ebene für die Einführung 
wirksamer Koordinations- und Kontrollinstanzen 
zur Sicherstellung der Kohärenz zwischen Ent-
wicklungs- und Fischereipolitik einzusetzen und· 
die Nutzungsrechte für die traditionelle Fischerei-
wirtschaft zu sichern. 

6. Wälder 

Die Bedeutung der Wälder für das ökologische 
Gleichgewicht, für den Erhalt der biologischen Viel-
falt, für den Klima- und Küstenschutz und den globa- 
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len Wasserhaushalt sowie seine Funktion als Lebens-
grundlage von Millionen von Menschen ist interna-
tional unbestritten. 

Die in Rio verabschiedete völkerrechtlich unverbind-
liche Walderklärung und die bisherige Anwendung 
vorhandener Instrumente konnten bislang die fo rt

-schreitende Vernichtung und Degradierung von Na-
turwäldern nicht bremsen. Die Ursachen der Wald-
vernichtung sind vielfältig: Umwandlung in landwirt-
schaftliche Nutzflächen, Bergbauprojekte, urge-
bremste Interessen der Holzindustrie und andere in-
dustrielle Großprojekte bedrohen große Teile der tro-
pischen und borealen Wälder. Darüber hinaus ver-
hindern weltwirtschaftliche Faktoren wie beispiels-
weise die Verschuldungskrise und die vom Interna-
tionalen Währungsfonds in vielen Fällen geforderte 
Exportorientierung sowie na tionale Rahmenbedin-
gungen, wie die Mißachtung der Landrechte, eine 
nachhaltige Nutzung des Waldes. 

In Deutschland und in ganz Mitteleuropa ist der 
Wald vor allem durch die anhaltend hohe Schadstoff-
belastung von Luft und Böden gefährdet. Die direkte 
Säureeinwirkung durch trockene und nasse Deposi-
tion führt zum Absterben ganzer Waldgebiete. Durch 
fortschreitende Versauerung und Nährstoffverar-
mung der Waldböden verschlechtern sich die St and-
ortbedingungen der Waldbäume Jahr für Jahr. Hinzu 
kommt, daß die sich abzeichnende Klimaerwärmung 
die Anpassungsfähigkeit der geschwächten Wald-
ökosysteme überfordert. 

Der Deutsche Bundestag forde rt  die Bundesregie-
rung auf, 

a) sich international für ein völkerrechtlich verbindli-
ches Instrumentarium zum Schutz und zur nach

-

haltigen Nutzung der biologischen Vielfalt der 
Wälder einzusetzen und in diesem Sinne die Aus-
handlung eines Wälderprotokolls zur Biodiversi-
tätskonvention zu unterstützen; 

b) darauf hinzuwirken, daß bestehende Primärwäl-
der grundsätzlich von der kommerziellen Holznut-
zung und der Umwandlung für andere ökologisch 
und sozial unve rträgliche Zwecke ausgeschlossen 
werden und der Schutz ausreichend großer Natur-
waldgebiete sichergestellt wird; 

c) darauf hinzuwirken, daß international die Voraus-
setzungen für eine nachhaltige Waldbewirtschaf-
tung geschaffen und die Bestrebungen für eine 
glaubwürdige Zertifizierung - anhand nachvoll-
ziehbarer Kriterien und transparenter Testkatalo-
ge - kritisch begleitet werden; 

d) die natürlichen Standortbedingungen der heimi-
schen Wälder nicht nur durch nachsorgende und 
nur kurzfristig wirksame Maßnahmen wie Kal-
kung zu erhalten, sondern vor allem die Ursachen 
der sauren Niederschläge, des Waldsterbens, dei 
Bodendegradation und letztlich auch der Klimaer-
wärmung wirksam zu bekämpfen. 

7. Energie 

Bislang stehen bei der Energieversorgung vornehm

-

lich die Versorgungssicherheit und Preiswürdigkeit 
im Vordergrund. Dies vernachlässigt in unverant

-

wortlicher Art  und Weise Aspekte der nachhaltigen 
Erzeugung, Verteilung und Nutzung von Energie. 
Wie der drohende Treibhauseffekt und die weltweit 
zu beobachtenden Störfälle in Atomanlagen zeigen, 
ist eine Abkehr von den heutigen Energiesystemen 
auf fossiler und atomarer Basis unumgänglich. Dies 
muß auf Grundlage der sparsamen und ra tionellen 
Energienutzung sowie einem massiven Ausbau der 
erneuerbaren Energiequellen erfolgen. 

Entscheidende Maßnahmen dafür sind die Internali-
sierung der externen Kosten der bisherigen Energie-
systeme und eine wettbewerbliche Öffnung der 
Energiemärkte, die Neuanbietern eine faire Markt-
chance gibt und Vorrangregelungen für umwelt-
freundliche Energie träger vorsieht. Hierbei gibt es 
auf OECD- und EU-Ebene nur geringe Fortschritte. 
In der Bundesrepublik Deutschland hätte die Bun-
desregierung mit der Novelle des Energiewirtschafts-
gesetzes die einmalige Ch ance, die Weichen für eine 
ökologisch orientierte und wettbewerblich organi-
sierte Energieversorgung zu stellen. Statt dessen be-
hindert ihr Entwurf einen fairen Wettbewerb und· 
enthält keine Vorgaben für eine umweltverträgliche 
Energieversorgung. 

Der Deutsche Bundestag forde rt  die Bundesregie-
rung auf, 

a) sich auf internationaler Ebene - z. B. im Rahmen  

neu zu schaffender Institutionen wie einer Weltso-
larenergie-Agentur - für eine umweltverträgliche 
Energieerzeugung und -verwendung einzusetzen 
und die internationale Kooperation nachhaltig zu 
verbessern; dies gilt vor allem auch für die interna-
tionalen Finanzinstitutionen, die sich derzeit - wie 
die Weltbank mit einem Kreditanteil von weniger 
als 2 % für erneuerbare Energien - viel zu wenig 
für eine nachhaltige Energieversorgung enga-
gieren; 

b) international und national massive Anstrengun-
gen für die Senkung des Energieverbrauchs, die 
breite Markteinführung erneuerbarer Energie-
quellen, die Verbesserung der Energieeffizienz 
und die Einführung von Energiesteuern zu unter-
nehmen; 

c) auf EU-Ebene dafür einzutreten, daß die vorrangi-
ge Förderung der fossilen und atomaren Energie-
erzeugung durch eine Förderung der umwelt-
freundlichen Energieerzeugung ersetzt wird. 
Hierzu zählen vor allem die im Grünbuch „Erneu-
erbare Energieträger „  formulierten Maßnahmen, 
die Einführung EU-weiter Energiesteuern und die 
Umschichtung von Forschungsmitteln auf EU-, 
aber auch nationaler Ebene mit dem vornehmli-
chen Ziel, die Potentiale im Bereich der erneuer-
baren Energien  und der Energieeffizienz zu er-
schließen. 

8. Verkehr 

Der Verkehrssektor hat sich in den Industriestaaten 
in den letzten Jahren zu einem der größten Energie

-

verbrauchsbereiche entwickelt. Trotz fahrzeugspezi-
fischer Effizienzgewinne nehmen die CO2-Emissio-
nen im Verkehrsbereich stetig zu, da die Anzahl der 
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Fahrzeuge und die Länge der Wege kontinuierlich 
wachsen. Ein Ende dieser Entwicklung ist nicht 
abzusehen. Weltweit droht durch die nachholende 
Entwicklung vieler Länder ein globales ökologisches 
Desaster. Am Ende des 20. Jahrhunderts werden 
auf den Straßen der Welt ca. 600 Millionen Autos 
rollen; Schätzungen für das Jahr 2030 belaufen 
sich auf 2,3 Milliarden Fahrzeuge. Damit gleichen 
sich aber auch die Verkehrsprobleme zwischen Indu-
strie- und Schwellenländern tendenziell an. Dies gilt 
im besonderen Maße für die städtischen Ballungs-
räume. 

Der Umbau des Verkehrssektors ist eine nationale 
und internationale Aufgabe höchster Priorität, die 
nur durch eine gemeinsame Anstrengung auf allen 
Ebenen internationaler Politik unter Einbeziehung 
aller Politikfelder wie der Verkehrs-, Raumordnungs

-

Technologie-, Forschungs- und Finanzpolitik sowie 
unter Mithilfe der NRO gelöst werden kann. 

Der Deutsche Bundestag forde rt  die Bundesregie-
rung auf, 

a) für den Verkehrssektor auf nationaler und interna-
tionaler Ebene klare Umweltziele zu formulieren, 
u. a. für die spürbare Senkung a ller Emissionen - 
insbesondere Ruß, Benzol, CO2, Ozon-Vorläufer-
substanzen, Lärm. 

Unerläßlich sind dabei Schritte zu einer internatio-
nal koordinierten Einführung ökologischer Steu-
ern, z. B. einer Kerosinsteuer für den Flugverkehr; 

b) im Personenverkehr 

- das Eisenbahnsystems und die öffentlichen 
Nahverkehrssysteme organisatorisch und tech-
nisch weiterzuentwickeln, 

- die Mineralölsteuer schrittweise zu erhöhen, 

- Geschwindigkeitsbegrenzungen einzuführen, 

- Struktur- und Raumordnungspolitik verkehrs-
vermeidend zu gestalten, 

- Maßnahmen zur Erhöhung des Auslastungsgra-
des von Fahrzeugen zu ergreifen, 

- die Markteinführung von hocheffizienten Fahr-
systemen (3l-Auto) zu forcieren, 

- Verkehrslenkung und Verkehrsmanagement-
systeme einzuführen, 

- den Rad- und Fußwegeverkehr zu fördern; 

c) im Transportwesen zur Herstellung von Kosten-
wahrheit dem straßengebundenen Güterverkehr 
u. a. durch eine Schwerverkehrsabgabe die durch 
diesen verursachten Kosten anzulasten. Zudem 
müssen wirkungsvolle Maßnahmen zur Verlage-
rung des Güterverkehrs von der Straße auf die 
Schiene und die Wasserstraßen ergriffen werden. 

9. Schutz der Erdatmosphäre 

Allen internationalen Bekundungen und Konventio-
nen zum Trotz sind seit der Konferenz von Rio die 
CO2-Emissionen weltweit gestiegen. Obwohl Klima-
wissenschaftler zu einschneidenden Reduktionen in 
den Industriestaaten raten, laufen die bisherigen 

Trends - vor allem aufgrund viel zu niedriger Ener-
giepreise - ungebrochen in Richtung Energiever-
brauchs- und CO2-Emissionszuwachs. 

Auch bei der Bekämpfung der Zerstörung der strato-
sphärischen Ozonschicht werden nur ungenügende 
Fortschritte erzielt. Dabei ist das als „Ozonloch" über 
dem Nord- und Südpol bekannt gewordene Phäno-
men, das vornehmlich auf die Verwendung fluorier-
ter Kohlenwasserstoffe (FCKW) zurückzuführen ist, 
schon längst nicht mehr auf diese beinahe unbe-
wohnten Gebiete der Erde beschränkt. Auch in ge-
mäßigten Breiten ist eine zunehmende Ausdünnung 
der Ozonschicht zu verzeichnen. Die Folge davon 
sind weltweit ansteigende Hautkrebserkrankungen 
und Ernteverluste in der Landwirtschaft. 

Viel zuwenig Beachtung gefunden haben dabei 
neueste wissenschaftliche Erkenntnisse, denen zufol-
ge der anthropogene Treibhauseffekt zu weit über 
der Hälfte zur Ausdünnung der Ozonschicht in unse-
ren Breiten beiträgt. Die weltweit propagierte Strate-
gie des Umstiegs von FCKW auf stark treibhauswirk-
same Ersatzstoffe (wie FKW) kann deshalb weltweit 
katastrophale Folgen zeitigen. 

Der Deutsche Bundestag forde rt  die Bundesregie-
rung auf, 

a) sich international für ein CO2-Reduktionsprotokoll 
zur Klimarahmenkonvention einzusetzen, in dem 
sich die Industrieländer auf der Basis von 1990 ver-
bindlich zu CO2-Minderungen von 20 % bis zum 
Jahre 2005 verpflichten, und das auf der 3. Ver-
tragsstaatenkonferenz Ende des Jahres in Kioto/

-

Japan verabschiedet werden soll; 

b) national ein Klimaschutzaktionsprogramm umzu-
setzen, das den Einstieg in eine ökologisch-soziale 
Steuerreform, eine ökologische Energiewirtschaft, 
eine ökologische Verkehrswende, eine ökologi-
sche Landwirtschaft und eine ökologische Woh-
nungs- und Städtebaupolitik umfaßt; 

c) beim nationalen Klimaschutz 

- nicht von ihrem nationalen CO2-Minderungsziel 
von 25 % bis 2005 auf der Basis des Jahres 1990 
abzuweichen, 

- für den Zeitraum bis 2010 eine CO2-Minderung 
von 30 % festzuschreiben und· 

- für alle anderen Treibhausgase (N2O, CH4, SF6 
u. a.) eigene Reduktionsziele aufzustellen und 
diese nicht auf die angestrebten CO2-Minde-
rungen anzurechnen; 

d) den Multilateralen Fonds zur Finanzierung von 
Ozonschicht-Schutzmaßnahmen in den anstehen-
den Verhandlungen erheblich aufzustocken, um 
die FCKW-Produktion weltweit endlich einzustel-
len und die Umstellung auf wirklich umweltver-
trägliche Treibmittel voranzubringen; 

e) Forschung und Markteinführung ozonschicht- 
und klimafreundlicher Ersatzstoffe zu (H-)FCKW 
und FKW durch gezielte Maßnahmen in allen An-
wendungsbereichen zu unterstützen. 
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10. Ernährungssicherung/

-

Ökologische Landwirtschaft 

Anläßlich des Welternährungsgipfels ist deutlich ge-
worden, daß die weltweiten Anstrengungen zur 
Überwindung von Hunger und Unterernährung, an 
der zur Zeit etwa 15 % der Weltbevölkerung leiden, 
verstärkt werden müssen. Schon heute wäre es mög-
lich, die ausreichende Versorgung der Weltbevölke-
rung mit Nahrungsmitteln sicherzustellen. Aber  un-
gerechte Einkommensverteilung, protektionistische 
Handelspolitik, fehlender Zugang zu Wasser, Acker- 
und Weideflächen und andere Faktoren stehen in 
vielen Ländern einer Verbesserung der Ernährungs-
situation entgegen. 

Die Befürworter von Gentechnik und industrialisier-
ter High-Tech-Landwirtschaft wollen den Hunger 
weltweit mit nie dagewesenen Produktionssteigerun-
gen besiegen. Dieser monokausale und technokrati-
sche Ansatz läßt aber die o. g. wesentlichen Ursachen 
außer acht. 

Demgegenüber kann der ökologische Landbau einen 
wesentlichen Beitrag zur Verbesserung und nachhal-
tigen Sicherung der Ernährungssituation in den vom 
Hunger betroffenen Regionen und Ländern leisten. 
Wer die Welternährung langfristig sichern wi ll, muß 
zuallererst den wichtigsten Produktionsfaktor für die 
künftigen Ernten schützen: den Boden. Der ökologi-
sche Landbau verzichtet vollständig auf synthetische 
Düngemittel und Pestizide. Damit wird nicht nur die 
Umwelt entlastet, sondern auch die Abhängigkeit 
vom Kauf dieser Betriebsmittel durchbrochen. Das 
sich selbst stabilisierende ökologische Anbausystem 
erfordert einen minimalen Input an  externen Be-
triebsmitteln und Energie. Der Erlös seiner Ernte 
bleibt beim Bauern und fließt nicht sofort wieder in 
die Kassen der Agrochemie. Davon profitieren beson-
ders die Kleinbauern in den Drittweltländern: Sie 
können das natürliche Ertragspotential ihres jewei-
ligen Standortes stärken und langfristig sichern, 
ohne kapitalintensive Betriebsmittel einsetzen zu 
müssen. 

Der ökologische Landbau bietet auch in Deutschl and 
eine tragfähige Alternative: Umwelt-, Markt- und 
Haushaltsentlastung können mit ihm gleichermaßen 
erreicht werden. Die durch eine seit Jahrzehnten 
fehlgeleitete EU-Agrarpolitik selbst verursachten 
Probleme werden beim ökologischen Landbau im 
Ansatz vermieden. Darüber hinaus kann der ökologi-
sche Landbau einen wichtigen Beitrag zur Errei-
chung des nationalen Klimaschutzzieles leisten, sein 
CO2-Ausstoß beträgt nur 38 % der CO2-Emissionen 
in der konventionellen Intensiv-Landwirtschaft. 

Der Deutsche Bundestag forde rt  die Bundesregie-
rung auf, 

a) in ihrer Landwirtschafts-, Entwicklungs- und Au-
ßenpolitik der Schaffung und Erhaltung der exi

-

stentiellen Lebensgrundlagen für die von Hunger 
betroffenen Menschen höchste Priorität einzuräu-
men und sich in der Entwicklungszusammenarbeit 
vor allem die Verbesserung des Zugangs für die 
von Hunger und Armut betroffenen Bevölkerungs-
schichten zu produktiven Ressourcen, z. B. durch 

Agrar- und Landreformen und den Zugang zu Kre-
diten, Gesundheitsversorgung, Bildung und Aus-
bildung, einzusetzen; 

b) sich in diesem Sinne für eine langfristige Ernäh-
rungssicherung durch die Stärkung der lokalen 
und regionalen Lebensmittelerzeugung, der Un-
terstützung der Subsistenzproduktion und des 
Rechts auf regional und kulturell angepaßte, an

-gemessene Ernährung einzusetzen; 

c) sich für ein weltweites Verbot des Einsatzes der 
Gentechnologie im Ernährungs- und Landwirt-
schaftsbereich einzusetzen, da sie zur Ernäh-
rungssicherung aufgrund der hohen Risiken un-
geeignet ist und zudem zu einer Verschärfung von 
Abhängigkeiten führen würde; 

d) die Potentiale des ökologischen Landbaus zur 
Umsetzung der Agenda 21 im Bereich nachhaltige 
Agrarpolitik auf nationaler und EU-Ebene zu nut-
zen. 

11. Wüstenbildung und Bodenschutz 

Die Bundesregierung hat 1996 die VN-Wüstenkon-
vention ratifiziert und sich damit verpflichtet, die von 
der Wüstenbildung betroffenen Länder mit wissen-
schaftlicher, finanzieller und technischer Hilfe zu un-
terstützen, um die weitere Ausdehnung der Wüsten 
zu stoppen. Nach Angaben von UNDP/UNSO (Uni-
ted Nations Sahelian Office) im Januar 1997 sind im-
mer mehr Menschen - zur Zeit bereits mehr als eine 
Milliarde Menschen auf 40 % a ller Landflächen - von 
Desertifikation betroffen. 

Auch in der Bundesrepublik Deutschl and ist der Bo-
denschutz nach wie vor ein schwer vernachlässigtes 
Handlungsfeld. Die Bundesregierung ist am An-
spruch der Agenda 21 gescheitert, eine nachhaltige 
Bodenpolitik und ein bodenpolitisches Instrumenta-
rium für den Schutz vor anthropogenen Stoffeinträ-
gen, eine optimale Flächennutzung und eine nach-
haltige Bewirtschaftung der Bodenressourcen zu ent-
wickeln. Geht z. B. die Bodenversiegelung wie bisher 
weiter, ist die Bundesrepublik Deutschland in 80 Jah-
ren vollständig überbaut. Ebenfalls fehlen die in 
der Agenda 21 geforderten Bodeninformations-, Pla-
nungs- und Managementsysteme. 

Ein wirkungsvolles Bodenschutzgesetz muß berück-
sichtigen, daß der Boden ein zentrales Umweltme-
dium mit seinen vielfältigen Funktionen - nicht zu-
letzt als Filter und Puffer für Schadstoffe und Wasser 
- ist. Dem Bodenschutz muß demnach eine zentrale 
Querschnittsaufgabe zukommen, dem jedoch die 
heutigen Nutzungsansprüche entgegenstehen. Die 
Vorstellungen der Bundesregierung zu einem Boden-
schutzgesetz schützen dagegen nicht den Boden an 

 sich, sondern lediglich die verschiedenen Bodennut-
zungsformen, insbesondere in der L and- und Forst-
wirtschaft sowie in Verkehr, Siedlungswesen und· 
Militär. 

Der Deutsche Bundestag forde rt  die Bundesregie-
rung auf, 

a) die finanzielle Unterstützung zur Entwicklung an
-gepaßter Technologien und zur verbesserten Aus- 
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bildung der ländlichen Bevölkerung vor Ort zu er-
höhen sowie spezielle Forschungsvorhaben zur Be-
kämpfung der Wüstenbildung im Rahmen mehr-
jähriger Partnerschaftsve rträge zu unterstützen. 
Das entwicklungspolitische Instrumentarium zur 
Bewahrung der Bodenproduktivität muß auf lang-
wierige Prozesse ausgelegt werden, die den Pa rt

-nern des Südens Planungssicherheit verschaffen; 

b) in einem künftigen Bodenschutzgesetz die Mul ti
-funktionalität der Böden als Bodenqualitätsziel in 

den Mittelpunkt zu rücken; 

c) ökologisch unsinnige Ausnahmetatbestände im 
Gesetzentwurf der Bundesregierung - z. B. für mi-
litärisch genutzte Flächen und Einrichtungen - 
sind zu streichen und der gesamte Verkehrswege-
bau in den Anwendungsbereich mit einzubezie-
hen. Auch die industrialisierte Landwirtschaft, die 
Gentechnik oder Atom-Altlasten müssen in einem 
integrierten Bodenschutzgesetz mit einbezogen 
werden; 

d) die Einrichtung von bundesweit vernetzten Bo-
deninformationssystemen ist ebenso zu unterstüt-
zen wie die Durchführung von aufeinander abge-
stimmten Bildungs- und Ausbildungsmaßnahmen 
und dem Transfer von Technologien, welche die 
Schadenserfassung, Sanierung und den nachhal-
tigen Schutz des Bodens vor schädlichen Boden-
veränderungen unterstützen. 

12. Chemikalien 

Nachhaltige Chemiepolitik verlangt in erster Linie, 
die Bemühungen um den umweltverträglichen Um-
gang mit gefährlichen Chemikalien erheblich zu ver-
stärken. Dennoch kommt vor allem die Altstoffüber-
prüfung der heute in der Bundesrepublik Deutsch-
land produzierten Chemikalien auf human- und öko-
toxische, kanzerogene, bioakkumulierbare oder hor-
monelle Wirkungen nicht voran, die im Falle einer 
Freisetzung bei Störfällen unkalkulierbare Risiken 
bergen. 

Zudem entspricht die in der Bundesrepublik 
Deutschland übliche Auffassung und Auswertung 
von industriellen Betriebsstörungen nicht dem gängi-
gen Standard anderer Industrienationen wie z. B. der 
USA oder dem anderer Risiko-Technologiebereiche 
wie der Luftfahrttechnik. 

Eine Wende hin zu einer nachhaltigen Chemie steht 
noch völlig aus. Art  und Menge der in der Chemiein-
dustrie eingesetzten Mate rialien müssen auf ein um-
weltverträgliches Maß reduziert werden. Dazu müs-
sen innovative, systematische Dienstleistungen an-
stelle überflüssigen Chemiekalieneinsatzes gefördert 
werden. Voraussetzungen für eine nachhaltige Che-
mie ist die umweltverträgliche Verschlankung der 
Stoffrezepturen und Innovationen hin zu wenigen, 
effektiven Verfahrensschritten. 

Der Deutsche Bundestag forde rt  die Bundesregie-
rung auf, 

a) sich für ein schnelles, inte rnationales Verbot der 
zwölf gefährlichsten „Persistent  Organic  Pollu-
tants" (POP) einzusetzen; 

b) die immissionsschutzrechtlichen Anforderungen 
an die Meldepflichtigkeit von Unfällen beim Um-
gang mit gefährlichen Chemikalien zu erweitern; 

c) die Altstoffüberprüfung voranzutreiben und für 
einen ausreichenden Schutz vor gefährlichen 
Chemikalien auch in Baumaterialien, Textilien 
und Innenräumen sicherzustellen; 

d) einen konsequenten Schutz vor Dioxinen und an-
deren schwerstabbaubaren Stoffen zu gewährlei-
sten; 

e) Risikominimierungsprogramme für die Subs titu-
tion gefährlicher Substanzen, die wie die Pestizide 
für die umweltoffene Anwendung konzipiert sind, 
bzw. für die Schließung der Stoffkreisläufe der 
übrigen human- und ökotoxischen Substanzen 
aufzulegen. 

13. Abfälle 

Die Umsetzung der Baseler Konvention in na tionales 
Recht hat eine Vielzahl von i llegalen Giftmüllexpor-
ten nicht verhindert. Die Bundesregierung setzt da-
bei falsche Prioritäten, wenn sie die in ihren Verant-
wortungsbereich fallenden Kontrollen sogar redu-
ziert statt zu versuchen, i llegale Ausfuhren zu verhin-
dern. Es ist bei weitem nichtausreichend, sich darauf 
zu verlassen, daß die notwendigen Abfallrückführun-
gen mittlerweile aus dem - überwiegend von Abfall-
wirtschaft und Bundesländern gespeisten - „Solidar-
fonds Abfallrückführung" finanziert werden. 

Die Umsetzung des Baseler Abkommens hat zusam-
men mit dem neuen Kreislaufwirtschafts- und Abfall-
gesetz dazu geführt, daß über 1 Mio. t Sonderabfälle 
aus der geordneten Entsorgung verschwunden sind. 
Sie werden als handelbare Reststoffe zur Ersatzbrenn-
stoffherstellung benutzt und in Deutschland sowie 
dem nahen Ausland in Zementwerken, Kraftwerken, 
Hochöfen oder Vergasungsanlagen verbrannt. Nach-
hinkende Landesstatistiken und lückenhaft durchge-
führte Begleitscheinverfahren verschleiern zusätzlich 
die derzeitigen Entsorgungs- und Verwertungswege. 

Der Deutsche Bundestag forde rt  die Bundesregie-
rung auf, 

a) sich im Rahmen der europäischen Verträge für ein 
europäisch abgestimmtes Vorgehen gegenüber 
der internationalen Müll-Mafia einzusetzen. Im 
Rahmen der Reform der europäischen Verträge 
(Maastricht II). müssen darüber hinaus das Ziel der 
nachhaltigen und umweltgerechten Entwicklung 
sowie entsprechende Instrumente auch in der ge-
meinsamen Außen- und Sicherheitspolitik sowie 
in der innenpolitischen Zusammenarbeit festge-
schrieben werden, um ein europäisch abgestimm-
tes Vorgehen gegen die internationale Mü ll-Mafia 
möglich zu machen; 

b) über eine Novellierung des Kreislaufwirtschafts- 
und Abfallgesetzes sicherzustellen, 

- daß die stoffliche Verwertung grundsätzlich 
Vorrang vor der Nutzung als Ersatzbrennstoff 
hat und die werkstoffliche Verwertung wieder-
um grundsätzlich Vorrang vor der rohstofflichen 
Verwertung genießt; 
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- daß auch die öffentliche Hand diese Grundsätze 
durch die Förderung umweltschonend herge-
stellter, wiederverwendbarer und reparatur-
freundlicher Erzeugnisse, durch die Bereitstel-
lung abfall- und vermeidungsrelevanter Um-
weitinformationen sowie durch ihr Bau-, Be-
schaffungs- und Auftragswesen umsetzt; 

- daß die Pflicht zur Verwertung von Abfällen 
einzuhalten ist, soweit dies nach dem Stand der 
Technik möglich und ökologisch auf der Basis 
von ökologischen Stoff- und Energiestrombilan-
zen sinnvoll ist; 

c) die der human- und ökotoxischen Gefährlichkeit 
der Sonderabfälle entsprechend gebotene Über-
wachung der Abfallverbringung durch die ausrei-
chende personelle, technische und finanzielle 
Ausstattung der mit der Abfallverbringung be-
trauten Dienststellen des Bundes sicherzustellen. 

14. Biodiversität 

Die Bundesregierung hat es bisher versäumt, eine in-
tegrierte nationale Strategie zum Schutz der biologi-
schen Vielfalt zu entwickeln, die mit den Nutzungs-
bereichen biologischer Ressourcen, der Landwirt-
schaft, der Forstwirtschaft, der Fischerei sowie mit 
den landschaftsverbrauchenden Sektoren wie Berg-
bau, Verkehr und Siedlungswesen abgestimmt ist. 
Soziale und ökonomische Aspekte müssen essen-
tielle Bestandteile der angestrebten ökologischen 
Umorientierung sein, genauso wie Fragen des Welt-
handels und der Entwicklungszusammenarbeit. 

Der Erhalt biologischer Vielfalt muß als konstitutives 
Element Bestandteil aller Agrarprogramme, -ausbil-
dung, -forschung und Landschaftsplanung sein. Die 
Förderung nachhaltiger Landwirtschaft ist der beste 
Schutz vor weiterem Verlust von Arten, genetischer 
Vielfalt und Ökosystemen na tional und international. 

Der Deutsche Bundestag forde rt  die Bundesregie-
rung auf, 

a) die Verhandlungen für ein umfassendes völker-
rechts-verbindliches Protokoll für die biologische 
Sicherheit auf allen Ebenen voranzubringen. Hohe 
Sicherheitsstandards in den Regelungen zum Um-
gang mit gentechnisch manipulierten Organismen 
und Erbsubstanz sind dabei genauso zu vereinba-
ren wie der besondere Schutz der Ursprungszen-
tren der Nutzpflanzen durch Freisetzungsverbote. 
Der Schutz der Umwelt und der menschlichen Ge-
sundheit muß durch hohe Minimalstandards für 
Forschung und Produktion angestrebt werden; 
dazu gehören neben dem unverzichtbaren Prin-
zip des „advanced informed agreement" umfas-
sende Risikobewertungen und Kennzeichnungs-
pflichten, sozio-ökonomische Bewe rtungen und· 
eine verschuldenunabhängige Gefährdungshaf-
tung und Deckungsvorsorge; 

b) sich bei der Weiterentwicklung des „Trade Rela-
ted Intelectual Prope rty Rights" (TRIPS)-Abkom-
mens im Sinne von „Farmers Rights" und der 
Rechte der indigenen Völker dafür einzusetzen, 
daß der Schutz der biologischen Vielfalt ein-
schließlich pflanzen- und tiergenetischer Ressour

-

cen verbessert wird. Ebenso sind Lebewesen nicht 
als Ware anzusehen, die geistigen Eigentumsrech-
ten unterworfen werden können, sondern gemäß 
der Konvention als Wert an sich zu begreifen. Eine 
Patentierung von Lebewesen ist deshalb zu unter-
sagen; 

c) bei Im- und Export  sowie in der Produktentwick-
lung sind die biologische Vielfalt durch geeignete 
Maßnahmen zu fördern und der Vorteilsausgleich 
bei deren Nutzung zu gewährleisten. Dabei hat 
der Vollzug der Umweltabkommen und der darin 
enthaltene Schutz der indigenen Völker Vorrang 
vor dem Grundsatz des Freihandels. Die Kenn-
zeichnung und lebensmittelrechtliche Standard-
entwicklung von Produkten durch die Codex-Ali-
mentarius-Kommission ist so zu gestalten, daß die 
Verbraucherinnen und Verbraucher unter Be-
rücksichtigung von ökologischem, sozialem und· 
ethischem Präferent ihre Kaufentscheidung auf 
hohem Schutzniveau treffen können; 

d) bei der nationalen Umsetzung der Biodiversitäts-
Konvention einen integ rierten Ansatz anzuwen-
den, der die drei Konventionsziele in gleichbe-
rechtigter Weise umfaßt; im Bereich der Landwirt-
schaft sind dabei insbesondere durch Integra tion 
traditioneller Kulturpflanzen und angepaßter Sor-
ten im landwirtschaftlichen Anbau und die Hal-
tung gefährdeter Nutztierrassen die Vielfalt gene-
tischer Ressourcen flächendeckend in situ zu er-
halten; bei der anstehenden Novellierung des 
Pflanzenschutzgesetzes das Leitbild einer flächen-
deckend umweltgerechten Landwirtschaft mit 
dem vordringlichen Ziel umzusetzen, den für den 
starken Artenschwund von Fauna und Flora ver-
antwortlichen massiven Einsatz von chemisch-
synthetischen Pflanzenschutzmitteln in der Land-
wirtschaft drastisch zu reduzieren. 

15. Nachhaltiger Tourismus 

Dem Tourismus als einem der größten Wirtschafts-
und Wachstumsbereiche kommt bei der Umsetzung 
der Agenda 21 eine besondere Bedeutung zu. Ge-
rade die Bundesrepublik Deutschland als Reise-Vize-
weltmeister hat eine hohe Verantwortung für die  so

-zialen und ökologischen Folgen des Tourismus. Eine 
kritische Bestandsaufnahme dessen, was in den ver-
gangenen fünf Jahren von seiten der Bundesregie-
rung zur Umsetzung einer nachhaltigen Tourismus-
entwicklung geleistet wurde, fällt jedoch erbärmlich 
aus. Es fehlen Konzeptionen und Pläne, ein breiter 
gesellschaftlicher Diskurs und jegliche Dokumenta-
tion über die Umsetzung einer nachhaltigen Touris-
muspolitik. 

Die Bundesregierung setzt ausschließlich auf „markt-
wirtschaftliche Instrumente" und verkennt dabei, 
daß nur über verbindliche Rahmenbedingungen eine 
nachhaltige Entwicklung eingeleitet werden kann. 
Auf internationaler Ebene hat es die Bundesregie-
rung in den letzten Jahren versäumt, ihren Einfluß 
als eines der größten touristischen Entsendeländer 
geltend zu machen, um zu völkerrechtlich verbindli-
chen Vereinbarungen über die weltweite . Tourismus-
entwicklung zu gelangen. Auch die „Berliner Erklä-
rung" geht über allgemeine und unverbindliche Ap- 
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pelle, was getan werden könnte und sollte, nicht 
hinaus. 

Der Deutsche Bundestag forde rt  die Bundesregie-
rung auf, 

a) sich in den einschlägigen Gremien und Institutio-
nen (z. B. Welt Tourismus Organisa tion, CSD) für 
eine nachhaltige Tourismusentwicklung einzuset-
zen und darauf hinzuwirken, daß Tourismus bei 
der Umsetzung der Agenda 21 als eigenständiges, 
bedeutendes Handlungsfeld etabliert wird; 

b) den Entwurf für eine völkerrechtlich verbindliche 
„Charta für nachhaltigen Tourismus" vorzulegen 
und darin konkrete Ziele und Maßnahmen zu for-
mulieren, wie eine nachhaltige Tourismusent-
wicklung in die Praxis umgesetzt werden kann; 

c) sich bei multilateralen Institutionen (wie z. B.  re-
gionalen Entwicklungsbanken) dafür einzusetzen, 
daß bei der Förderung von Tourismusprojekten 
Nachhaltigkeitsaspekte zum elementaren Förder-
ziel erhoben werden; 

d) auch national eine nachhaltige Tourismuspolitik 
in die Praxis umzusetzen, die internationalen Bei

-

spielcharakter hat. 

16. Finanzen' 

Die durchschnittlichen jährlichen Gesamtkosten für 
die Umsetzung der Agenda 21 in den Entwicklungs-
ländern wurden vom Sekretariat der UNCED 1992 
auf mehr als 600 Mrd. Dollar veranschlagt. Davon 
sollten 125 Mrd. Dollar in Form von Zuschüssen oder 
in Form konzessionärer Kredite von der internatio-
nalen Staatengemeinschaft gezahlt werden. Die 
Agenda 21 hielt fest, daß die Bereitstellung beträcht-
licher neuer finanzieller Ressourcen an die Entwick-
lungsländer notwendig ist und formulierte neben a ll

-

gemeinen Leitlinien auch konkrete Einzelforderun-
gen. Abgesehen von der Finanzierung der Globalen 
Umweltfazilität wurde keines der Ziele auch nur an-
nähernd erreicht. 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregie-
rung auf, 

a) das 0,7 %-Ziel in einer auf Nachhaltigkeit ausge-
richteten Entwicklungszusammenarbeit schritt-
weise umzusetzen; 

b) die Mittel der multilateralen Entwicklungsban-
ken, insbesondere die der Inte rnational Develop-
ment Agency (IDA), der Globalen Umweltfazilität 
(GEF) und den mit Umwelt und Entwicklung be

-

auftragten Organisationen der VN, bei gleichzeiti-
ger Überprüfung ihrer Effizienz und sachgerech-
ten Ausrichtung ihrer Projekte, aufzustocken; 

c) sich bilateral und multilateral für weitreichende 
Entschuldungsmaßnahmen einzusetzen, die in ein 
Gesamtkonzept eingebettet sind und der ökono-
mischen, sozialen und ökologischen Entwicklung 
des Landes Rechnung tragen. Im Einzelfall sind 
auch die gesamten Schulden zu streichen; 

d) sich innovativ und flexibel an neuen Formen der 
Beschaffung öffentlicher (z. B. Besteuerung inter-
nationaler Finanztransaktionen) und p rivater Fi

-

nanzierungsmittel (z. B. durch wirtschafts- und 
steuerpolitische Anreize) für die Entwicklungsfi-
nanzierung zu beteiligen und dabei deren Ent-
wicklungs- und Umweltverträglichkeit zu prüfen. 

17. Transfer umweltverträglicher Technologien 
und Stärkung von personellen 
und institutionellen Kapazitäten 

Die Agenda 21 versteht den Technologietransfer 
nicht als einzelne technische Maßnahme, sondern als 
ein Gesamtsystem, das sowohl Know-how, Verfah-
ren, Güter und Dienstleistungen als auch Organisa-
tion und Management umfaßt. Dabei wurde explizit 
die Notwendigkeit verbesserter Rahmenbedingun-
gen (Ausbildung, Forschung, Hilfen bei der Einfüh-
rung neuer Technologien) erkannt. 

Außerdem verpflichteten sich die Industrieländer, die 
Entwicklungsländer durch den Transfer umweltver-
träglicher und ressourcenschonender Technologien 
zu unterstützen. Umgesetzt wurde in diesem Zusam-
menhang jedoch nur das Konzept  der „Gemeinsa-
men Umsetzung" (Joint Implementa tion), das auf 
dem Berliner Klimagipfel beschlossen wurde und bis 
1999 in einer Pilotphase auf seine Tauglichkeit in der 
Praxis geprüft werden soll. Die Industrieländer wer-
den in die Lage versetzt, mit relativ geringen finan-
ziellen Mitteln und nicht dem neuesten Stand der 
Entwicklung entsprechenden Technologien in den 
Entwicklungslände rn  Beiträge zur Emissionsreduzie-
rung zu leisten. An der Energieverschwendung im 
Norden wird sich dadurch jedoch nichts ändern und· 
der Rückstand vieler Entwicklungsländer in ihrer 
technologischen Entwicklung weiter zunehmen. 

Fünf Jahre nach Rio ist festzustellen, daß der interna-
tionale Markt für Umweltgüter und Umweltdienstlei-
stungen wächst, daß aber immer noch rd. 80 % davon , 

auf die OECD-Staaten entfallen. Obwohl einzelne 
Länder z. B. in Südostasien oder Osteuropa in diesem 
Bereich nachholen, zeichnet sich in einer Vielzahl 
von Ländern der notwendige Einsatz umweltverträg-
licher Technologien nur in Ansätzen ab. 

Dabei sind zwei Trends für die Zukunft von besonde-
rer Bedeutung. Zum einen ist ein weltweit steigender 
Einfluß multinationaler Konzerne (Transnational Cor-
porations) festzustellen, und es ist politisch notwen-
dig, deren Aktivitäten sozial- und umweltverträglich 
auszurichten. Zum zweiten besteht eine zweite glo-
bale Herausforderung darin, auch kleine und mittlere 
Unternehmen zu nachhaltiger Ressourcennutzung zu 
verpflichten. Sie sind zumindest in vielen Entwick-
lungsländern wesentlich mitverantwortlich für die 
Verschlechterung der Umweltbedingungen z. B. 
durch ungeklärte Industrieabfälle und hohe Emissio-
nen. 

Die Kooperationsprogramme von Institutionen der 
VN und bilateraler Organisationen in den Bereichen 
von Aus- und Fortbildung, der Entwicklung von an-
gepaßten Technologielösungen und der Unterstüt-
zung von Umweltverträglichkeitsprüfungen haben 
häufig nicht die in sie gesetzten Hoffnungen erfüllt. 
Dies betrifft auch die Unterstützung bei der Gestal-
tung einer angemessenen Umweltgesetzgebung. In 
vielen Ländern fehlt oft die Grundlage, um die Tech- 
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nologien hinsichtlich ihrer Umwelt- und Sozialver-
träglichkeit und ihrer Risiken bewerten zu können. 

Der Deutsche Bundestag forde rt  die Bundesregie-
rung auf, 

a) sich für die Ausweitung von Qualifizierungs-, 
Aus- und Fortbildungsprogrammen in den Ent-
wicklungsländern und Transformationsländern 
einzusetzen und dazu. insbesondere Frauen den 
Zugang zu erleichtern; 

b) bi- und "multilateral die Programme zur Verbesse-
rung von Umweltgesetzgebung und Umweltpla-
nung in Entwicklungsländern zu erweitern; 

c) den Transfer moderner und umweltverträglicher 
Technologien - insbesondere von kleinen und 
mittleren Unternehmen - in die Entwicklungslän-
der auf bi- und multilateraler Ebene zu unterstüt-
zen; 

d) die wissenschaftliche Forschung, Informationsver-
breitung und Technologieentwicklung im Rahmen 
von Süd-Süd-Kooperationen durch die Bereitstel-
lung von finanziellen Mitteln, geeigneten han-
delspolitischen Rahmenbedingungen und die Be-
reitstellung von „know how" zu unterstützen; 

e) im Dialog mit global agierenden multinationalen 
Unternehmen auf den Einsatz umweltfreundlicher 
Technologien auch in Entwicklungsländern  zu 
drängen und sich in diesem Sinne für verbindliche 
internationale Rahmenbedingungen und einen 
Verhaltenskodex einzusetzen; 

f) sich dafür einzusetzen, daß auch nach Ablauf der 
Pilotphase der gemeinsamen Umsetzung (Joint 
Implementation), sich die Geberländer die durch 
den Technologietransfer reduzierten Emissions-
werte im Empfängerland nicht anrechnen lassen 
können. 

18. Institutionelle Reformen 

Ein Ziel von Rio  war  die Integration von Umwelt- und· 
Entwicklungsfragen auf nationaler und internationa-
ler Ebene auch im institutionellen Rahmen des Sy-
stems der VN. Tatsache ist jedoch, daß es trotz a ller 
Reformbemühungen keine kohärente Umwelt- und· 
Entwicklungspolitik der VN gibt und in vielen Fra-
gen Interessenkonflikte und Konkurrenz auftreten. 
Die von den westlichen Industrieländern dominierten 
Bretton-Woods-Organisationen sind mitverantwort-
lich für ökologische und soziale Krisen in vielen Tei

-

len der Erde. Ihre Politik ist, trotz vorhandener Richt-
linien oft weder sozial - noch umweltverträglich. 

Die Kommission für nachhaltige Entwicklung (CSD) 
ist ein Gremium ohne wirkliche Befugnisse. Ihre Ein-
flußmöglichkeiten auf die Politik der zentralen Wirt-
schafts- und Finanzinstitutionen Weltbank, Interna-
tionaler Währungsfonds und WTO sind marginal. 
Gleichzeitig sind das Umweltprogramm UNEP und· 
das Entwicklungsprogramm UNDP mit relativ gerin-
gen Finanzmitteln ausgestattet und in ihrer Struktur 
unübersichtlich und ineffizient aufgebaut, wodurch 
ihre Zuständigkeitsbereiche sehr schlecht koordinier-
bar sind. Auch die Arbeitsteilung zwischen UNEP 
und CSD ist bis heute nicht eindeutig geklärt. 

Die Bundesregierung setzt sich bisher sowohl für 
eine Stärkung von UNEP als auch der CSD ein. Un-
klar ist dabei, wie sie sich eine Arbeitsteilung dieser 
Organe vorstellt und ob sie für eine Aufstockung der 
Finanzmittel von UNEP eintritt. Damit vertritt die 
Bundesregierung auf den ersten Blick eine progressi-
ve Position, wenn es um Fragen der institutionellen 
Reform der VN geht, während sie tatsächlich in wei-
ten Teilen eine abwartende und unklare Haltung ein-
nimmt. 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, 

a) sich für eine politische Aufwertung der CSD ein-
zusetzen und ihre Kompetenz gegenüber dem In-
ternationalen Währungsfonds, der Weltbank und· 
der WTO zu stärken; 

b) sich für eine Reform der VN einzusetzen, die eine 
stärkere Koordinierung und klare Aufgabenver-
teilung der einzelnen Organisationen und Sonder-
organisationen der VN zur Folge hat  und  sicher-
stellt, daß die festgeschriebenen ökologischen 
und sozialen Richtlinien und Vereinbarungen des 
VN-Systems von den einzelnen Organisationen 
und Mitgliedstaaten verbindlich eingehalten wer-
den; 

c) sich dafür einzusetzen, daß die multilateralen Ent-
wicklungsbanken ihre Aktivitäten grundsätzlich 
an  den Kriterien der Nachhaltigkeit ausrichten; 

d) daß für das internationale Umwelt- und Entwick-
lungsrecht funktionierende Monitoring-Mecha-
nismen unter Beteiligung von NRO und bei Nicht-
einhaltung dieser völkerrechtlichen Verträge fi-
nanzielle und politische Sanktionsmechanismen 
eingeführt werden. 


